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Seit 1990 gehört der Tag der
Erinnerung und Mahnung zu
den größten antifaschisti-
schen Veranstaltungen Ber-
lins. Er verbindet das Geden-
ken an die Opfer des Nazi-Re-
gimes und die Auseinanderset-
zung mit Rassismus, Antisemi-
tismus und Rechtsextremis-
mus in der Gegenwart. 

In dem Aufruf erinnern wir an die
Unbeugsamen und die Verfolg-
ten, die vor 75 Jahren ihre Arbeit
verloren, die Widerstand leiste-
ten, die gedemütigt, verjagt, ver-
haftet und ermordet wurden. Wir
treten für eine lebendige Erinne-
rung an die Millionen Opfer des
Faschismus und ein Gedenken
ein, das jede Relativierung und
Gleichsetzung mit der Zeit nach
1945 ausschließt. Wir wenden
uns dagegen, dass Demonstran-
ten, die den Nazis Straßen und
Plätze nicht überlassen wollen,
attackiert, ihre Personalien auf-
genommen und mit Bußgeldbe-
scheiden belegt werden. Wir for-
dern, die Kriminalisierung antifa-
schistischen Protestes zu been-
den und das Verbot nazistischer

Mahnung streiten wir für ein
friedliches und gleichberechtig-
tes Miteinander von Menschen
unterschiedlicher Kulturen,
Sprache, Religion, Hautfarbe
und Überzeugungen. Damit wis-
sen wir uns in Übereinstimmung
mit den Überlebenden der Zucht-
häuser und Konzentrationslager.
Sie begründeten die Tradition,
den zweiten Sonntag im Septem-
ber als Gedenktag für die Opfer
des Faschismus zu begehen. 

Wir freuen uns wieder auf Eu-
er/Ihr Kommen und möchten
noch einmal allen herzlich dan-
ken, die seit 1990 mit ihren Ide-
en, ihrem großen Engagement
und auch ihren Spenden die Wei-
terführung des OdF-Tages er-
möglicht haben. Auch in diesem
Jahr hilft jede Spende. VVN-BdA
Berlin Postbank Berlin Kto-Nr:
315904105 BLZ: 10010010. 

Hans Coppi 
für den Vorbereitungskreis

Aufruf, Standanmeldung und weitere
Informationen sind auf der Website
www.tag-der-mahnung.de oder in der
Geschäftsstelle der Berliner VVN-BdA
einzusehen.

Organisationen. 
»Entschieden gegen Nazis –

wie weit(er)« ist auch das Thema
der Podiumsdiskussion. Neben
vielen anderen Gruppen werden

sich erstmals Initiativen und Pro-
jekte gegen Rechtsextremismus
aus Marzahn-Hellersdorf vorstel-
len.

Am Tag der Erinnerung und

Berlins große Antifa-Veranstaltung steht bevor

Unter dem Titel »Widerstand in
Berlin gegen das NS-Regime
1933 bis 1945 – Ein biographi-
sches Lexikon« ist in den Jahren
2002 bis 2005 eine zwölfbändi-
ge Publikation im trafo verlag
Berlin herausgegeben worden,
die sich in die bereits vorhande-
ne umfangreiche Literatur zum
Widerstand gegen das NS-Re-
gime einreiht und zugleich eine
lange vorhandene Lücke
schließt. Erstmals erschien ei-
ne Veröffentlichung, die alle Per-
sonen mit ihrer Vita aufnimmt,
die in Berlin im Widerstand ge-
gen das NS-Regime standen. 

Die ehrenamtlich arbeitenden Au-
toren haben nach Personen re-
cherchiert, die zwischen dem 30.
Januar 1933 und dem 8. Mai
1945 in Berlin Widerstand gegen
das NS-Regime leisteten. Mehr

als 12 000 Persönlichkeiten wer-
den namhaft gemacht und biogra-
phiert. Das ist eine Neuheit auf
dem deutschen Büchermarkt.

Die Autoren fassen Widerstand
gegen das NS-System als

ein unmittelbares oder mittel-
bares Handeln, ein Tätigsein -
organisiert oder individuell - ge-
gen das unmenschliche, unde-
mokratische NS-System als
Ganzes oder gegen einzelne
seiner Seiten oder Erschei-
nungsformen,
ein motiviertes Handeln; wobei
dem Handeln übereinstimmen-
de oder unterschiedliche Moti-
ve zugrunde liegen konnten; es
konnte aus politischen, allge-
meinmenschlichen, allgemein-
demokratischen, ethischen, re-
ligiösen oder anderen Motiven
gespeist sein,
ein motiviertes Handeln, das

immer mit der Gefahr einer ju-
ristischen Verfolgung und der
Bedrohung der persönlichen
Freiheit, Gesundheit und des
Lebens verbunden war.
In das Lexikon haben die Auto-

ren alle ermittelten Persönlichkei-
ten des Widerstandes in Berlin un-
abhängig von ihrem damaligen po-
litischen Standort, ihrer Parteizu-
gehörigkeit, ihrer religiösen Bin-
dung und unabhängig vom Um-
fang, Dauer  und der Art ihres Wi-
derstandes aufgenommen. 

Die Autoren bezogen den »pas-
siven Widerstand« nicht in ihr Wi-
derstandsverständnis ein, da er
den Widerstand in einer Weise
ausdehnt, dass auch viele als Wi-
derständler erfasst wrden, die
das NS-Regime duldeten, ohne es
unbedingt zu akzeptieren, es aber
so, wenn auch ungewollt, stütz-
ten.

Es erwies sich als nicht reali-
sierbar, möglichst alle am Wider-
stand in Berlin gegen das NS-Re-
gime Beteiligte zu ermitteln. Trotz
mehrjähriger Forschungsarbeit
der Autoren blieben deshalb Lük-
ken und werden auch weiterhin
bleiben. 

Nach der Veröffentlichung der
einzelnen Bände wurde den Auto-
ren neues Quellenmaterial zu-
gänglich. 

Während des Erscheinens der
ersten Auflage des Lexikons und
danach konnten die Autoren eine
lebhafte Reaktion auf das Projekt
aus dem In- und Ausland registrie-
ren, die in der Regel mit der Über-
sendung weitergehender biogra-
phischer Angaben verbunden war.
Autoren und Verlag entschieden
sich für eine zweite Auflage, weil
mit den neu eingegangenen

Der ganze Berliner Widerstand gegen das NS-Regime
Umfangreiches biographisches Lexikon erschienen 

(Fortsetzung auf Seite 2)
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»»RRoottee  AArrmmeeee  rreetttteettee  ddiiee  ZZiivviilliissaattiioonn««
Wer nicht feiert, hat verloren!
Unter diesem Motto veranstal-
teten die Berliner VVN-BdA und
ihre Basisorganisation 8. Mai
zusammen mit der Antifaschisti-
schen Initiative Moabit und der
Antifa Prenzlauer Berg am 9.
Mai ein antifaschistisches Fest
im Treptower Park in der Nähe
des sowjetischen Ehrenmals. In
den Ländern der ehemaligen So-
wjetunion wird der Jahrestag
des 9. Mai 1945 als Tag des
Sieges über den Faschismus ge-
feiert.

Schon am Tag zuvor hatte eine Ber-
liner Tageszeitung unter dem Titel
»Hitler kaputt! Ein Grund zu fei-
ern!« das Fest angekündigt und
auch in der russischsprachigen
Berliner Presse war das Ereignis
bestens beworben. Die knallroten
Fest-Plakate schmückten die Stra-
ßen Berlins, hingen in Buchläden
und Kneipen, aber auch in Zentren
und Supermärkten der russisch-
sprachigen Community Berlins.

Ab 14.30 Uhr warteten zwei
Transparente auf der Bühne im
Treptower Park: »8. Mai, Tag der
Befreiung, 9. Mai, Tag des Sieges
– Dank der Roten Armee« auf die
Besucherinnen und Besucher. Und
die kamen!

Es wurde ein wunderschönes
Volksfest, das über den ganzen Tag
von mehreren tausend Menschen

besucht wurde. Es kamen Jung und
Alt, zahlreiche Menschen aus der
ehemaligen Sowjetunion, Leute
aus der gesamten Berliner linken
Szene und dem gesamten Spek-
trum der Berliner unabhängigen
Antifa, aus dem Bezirk und ganz
Berlin, viele Kameraden und Ka-
meradinnen der VVN-BdA und der
DRAFD. Auch viele Spaziergän-
ger und Touristen blieben ein Weil-
chen auf dem Fest »hängen« und
feierten mit. Alle zusammen haben
wir ein fröhliches Fest gefeiert, bei

dem kein Zweifel blieb, wer Berlin
vom Faschismus befreit hat – die
Sowjetsoldaten. 

Das Kulturprogramm wurde von
deutsch-russischen Musikgrup-
pen, vom »Internationalen Chor

Impuls« aus Berlin-Neukölln, die
auch noch gleich eine Kindertanz-
gruppe mitgebracht hatten, Berli-
ner russischen Szenegrößen wie
dem Trio Scho?, Malenki Fun Or-
chester, den Spandauer Hiphop-
pern HATA und den Balaleika-
punks von Cosmonautix bestritten.
Moderiert wurde natürlich auf rus-
sisch und deutsch.

Auch unsere Zeitzeugen Moritz
Mebel, Stefan Doernberg (beide
ehemalige Angehörige der Roten
Armee), Werner Knapp (ehemals
tschechische und britische Armee)
und Edmund Hünigen (ehemals
slowenische Befreiungsfront) be-
eindruckten das Publikum mit ih-
ren Erinnerungen. Stefan Doern-
berg fasste ihre Aussagen zusam-
men: »Die Rote Armee hat durch
ihren Einsatz die menschliche Zi-
vilisation gerettet.« Sie zeigten
sich aber auch sehr erstaunt und er-
freut, dass so viele Menschen ge-
kommen waren, um ihnen zuzuhö-
ren.

Die Führungen zum sowjeti-
schen Ehrenmal von Frau Dr. Köp-
stein waren bestens besucht. Aus
Rostock war extra die »Initiative Il-
ja Ehrenburg« angereist, um von
ihrem Kampf gegen die Umbenen-
nung der gleichnamigen Straße zu
berichten.

»Es ist wichtig, dass es solche
Feste gegen den Faschismus gibt«,

meinte zur Eröffnung der Berliner
VVN-BdA-Vorsitzende Hans
Coppi. Nur so könne immer wieder
ein Zeichen gegen Neofaschismus,
Antisemitismus, Rassismus und
Geschichtsfälschung gesetzt wer-
den. »Überall feierten am 9. Mai
1945 Menschen den Sieg über den
Faschismus.« Deshalb sei dies
auch ein Fest des Sieges, bei dem
sich Freude, Trauer und Schmerz
mischten. »Die Millionen Opfer
der Roten Armee bleiben dabei un-
vergessen.«

Es wurde ein Tag der Begegnun-
gen, des Wiedersehens und Ken-
nenlernens. Es wurde viel getanzt
und mitgesungen, Unmengen von
Kuchen, Bortscht, Pelmeni,
Schaschlik und Würstchen ver-
drückt, und am Ende des Abends
war kein Tropfen Bier und Wodka
mehr da.

Wir sind immer noch ganz be-
glückt, dass unser Vorhaben ge-
glückt  ist – auf eine fröhliche und
unverkrampfte Art und Weise dem
vorherrschenden Geschichtsrevi-
sionismus entgegenzutreten. Na-
türlich haben wir beschlossen, das
Fest nächstes Jahr wieder zu feiern.

Arthur Nähring

Materialien vielfach bisherige bio-
graphische Angaben präzisiert
und mitunter auch korrigiert wer-
den können.

Zudem können weitere Wider-
ständler den im Band 10 aufge-
führten Widerstandsgruppen bzw.
dem Widerstand von Parteien, Or-
ganisationen, Kirchen und religiö-
sen Vereinigungen zugeordnet
werden. Neue, zum Teil aus priva-
tem Besitz zur Verfügung gestellte
Fotos – zumeist über weniger be-
kannte Persönlichkeiten – ergän-
zen oder ersetzen die bisherigen.

Hans-Joachim Fieber

Die zweite Auflage mit zehn Bänden
wird von der Geschichtswerkstatt der
Berliner VVN-BdA herausgegeben. Als
erster erscheint der Band 4. Die Manu-
skripte für drei neue Bände sind bereits
fertiggestellt. Bestellungen über die
Berliner VVN-BdA.

Motto: Wer nicht feiert, hat verloren – Fest im Treptower Park am 9. Mai

Tausende waren beim Volksfest im Treptower Park dabei.

Redaktion: Dr. Hans Coppi
Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin
Tel.: (030) 29784178
Fax: (030) 29784378
Internet: http://berlin.vvn-bda.org
E-Mail: berlin@vvn-bda.org

»Hitler kaputt« – das ist auch 63 Jahre später noch immer ein Grund zum
Feiern. Dazu redete Werner Knapp. Bilder: Kappa-Photo

Der ganze Widerstand...
(Fortsetzung von Seite 1)
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Redaktion: Peter Giersich
Tel. und Fax: (03744) 80883

Zuschriften bitte an
VVN-BdA Sachsen

Wettiner Platz 10, 01067 Dresden
E-Mail: sachsenantifa@t-online.de

»»SScchhöönneerr  lleebbeenn  oohhnnee  NNaazziillääddeenn««
Chemnitz: 800 feiern lautstarke Party gegen Faschisten

Rund 800 Demonstranten sorgten mit guter Laune für den Protest gegen die Faschisten. Bilder: Jonny Michel

Am 30. Mai wurde es in der
Chemnitzer Innenstadt sehr
laut. Begleitet von einem Kilo-
watt-starken Lautsprecherwa-
gen zog ein Demozug mit über-
wiegend jungen Leuten durch
das Zentrum. Anlass für die
lautstarke Protestdemo war die
Neueröffnung eines Waffen-
shops, der die Kleidungsmarke
»Thor Steinar« vertreibt.

Diese Marke gehört zu den aktuell
beliebtesten unter den Neonazis.
Der genannte Shop zog an diesem
Tag in die beste Chemnitzer City-
Lage. Organisiert hatten den Pro-
test der DGB, Parteien und Organi-
sationen in Fortsetzung der be-
kannten Demos »Schöner leben
ohne Naziläden«. Während der
Zwischenkundgebungen an mar-
kanten Orten entlang der Straßen-
züge mahnten Antifaschisten in ih-
ren Reden, dass NPD und Freie Ka-
meradschaften Hand in Hand ar-
beiteten. »No NPD« stehe weiter
auf der Tagesordnung. Den Faschi-
sten dürften keine Chancen zur
Weitererstarkung eingeräumt wer-
den. Das gebiete schon die Erinne-
rung an den Krieg und den Geno-
zid, mit denen die Hitlerfaschisten
Europa einst überzogen hätten.

Der Protest galt nicht allein die-

sem einen Geschäft. In Chemnitz
gibt es weitere Läden, die mit Fa-
schisten zusammenarbeiten und
deren Hausmarken handeln. Dazu

kommt, dass sich besonders um
Chemnitz herum feste faschisti-
sche Strukturen gebildet haben. Er-
innert sei an den »Sturm 34« in
Mittweida. Derzeit laufen die Pro-
zesse um die Rädelsführer. Gerade
im Landkreis Mittweida kommt es
immer wieder zu Übergriffen
durch die Rechtsradikalen. Dieser
»Sturm 34« ist zwar vom Innenmi-
nisterium verboten worden, jedoch
geht der Kampf um die so genann-

ten »befreiten Zonen« weiter. In
Mittweida, dessen Bürgermeister
lange Zeit das Vorhandensein fa-
schistischer Strukturen herunter-
spielte, ist die Szene besonders ak-
tiv.

So galt die Antifa-Demonstrati-
on auch diesen Erscheinungen
rechtsextremer Gewalt und Propa-
ganda. Der Protestzug verlief fried-
lich. Zwar war ein ziemlich starkes
Polizeiaufgebot vor Ort, das
Chemnitz vorübergehend in eine
Art Ausnahmezustand versetzte,
aber die Deeskalationsstrategie der
Gesetzeshüter ging auf. Nicht zu-
letzt deshalb, weil auch die Orga-
nisatoren dafür sorgten, dass es zu
keinerlei Konfrontationen kam. Sie
hatten eine lautstarke Party in
Chemnitz angekündigt – und ge-
nau das war die Demo dann auch. 

Jonny Michel

In Sachsenburg bei Chemnitz
trafen sich am 8. Juni über 100
Antifaschisten zum Gedanken
an den ersten Häftlingsappell
vor 75 Jahren im gleichnamigen
Konzentrationslager. Klaus Bell-
mann, Vorstandsmitglied der
VVN-BdA Chemnitz, erinnerte
am Mahnmal vor der ehemali-
gen Spinnerei an die Leiden, de-
nen die Gefangenen ausgesetzt
waren. 

In der Spinnerei waren die Gefan-
genen untergebracht, unter ihnen
auch der Vater Klaus Bellmanns.
Der VVN-Vertreter führte aus,
dass sich in Sachsenburg solche
KZ-Bestien, wie SS-Standarten-
führer Rödl und SS-Standarten-
führer Koch zu den späteren Kom-
mandanten vom KZ Buchenwald
»qualifizierten«. So war beispiels-
weise der berüchtigte und gefürch-
tete »Prügelbock« eine Erfindung
aus Sachsenburg.

Im sächsischen Konzentrati-
onslager waren Menschen unter-
schiedlichster sozialer Herkunft
inhaftiert. Kommunisten, Sozial-
demokraten, Christen, Juden, Ar-
beiter und Handwerker. Zu ihnen
gehörte auch der Redakteur Max
Sachs, der bestialisch ermordet
wurde. Auch der Bauer Schubart
aus der näheren Umgebung von
Frankenberg wurde Opfer der fa-
schistischen Gewalt. Nicht zu ver-
gessen die Pfarrer Georg Krause
– er überlebte das KZ – und Lud-
wig Kirsch.

In die Zukunft schauend warb
Klaus Bellmann dafür, endlich die
Vorhaben für eine ständige Aus-
stellung zur Mahnung an die Zeit
des Faschismus und zur Aufklä-
rung über den Faschismus zu er-
richten. Schon lange würde dar-
über gesprochen, leider fehle bis
heute das Geld.

SPD-Bundestagsabgeordneter
Detlef Müller versprach, alles zu
tun, damit eine ständige Ausstel-
lung verwirklicht wird. Leider ent-
ging er nicht der Versuchung, dem
heutigen Zeitgeist folgend, Sozia-
lismus mit Faschismus gleich zu
setzen. Dafür musste die
»Zwangsvereinigung« von KPD und

SPD herhalten.
Zum Schluss der Veranstaltung

erklang, dem starken Regen trot-
zend, das Sachsenburg-Lied. Die
Teilnehmer verabschiedeten sich
mit der einhelligen Meinung, dass

sich heute jeglicher Form des Fa-
schismus entgegen gestellt wer-
den muss. In Anbetracht der Kom-
munalwahl-Erfolge der NPD am
gleichen Tag in Sachsen sicher ein
ernstzunehmender Vorsatz. jomi

AAnnttiiffaasscchhiisstteenn  
eerriinnnneerrnn  aann  eerrsstteenn  
HHääffttlliinnggssaappppeellll

Sachsenburg bei Chemnitz:

Deeskalation von
beiden Seiten: 
Kleiner Scherz
am Rande der
Demo.

www.vvn-bda-chemnitz.de

Infos der VVN-BdA Chemnitz
ab sofort auch im Internet
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NPD verbieten – 
Grundrechte verteidigen
Max Mannheimer bei der Gedenkfeier 
in Dachau-Hebertshausen

»Ich habe für die Lagergemein-
schaft Dachau 2007 zu den Erstun-
terzeichnern des Aufrufs der Kam-
pagne ‘nonpd – NPD-Verbot jetzt!’
gehört. In nicht einmal einem Jahr
gelang es den Initiatoren, dafür
bundesweit über 175 000 Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner
zu gewinnen. Über diese Initiative
der VVN-BdA hinaus haben Ge-
werkschaften, Parteien, der Zen-
tralrat der Juden und eine große
Anzahl weiterer Organisationen
und Gruppen die Forderung nach
einem Verbot der NPD aufgenom-

ne nicht genügen wird, Rechtsex-
tremismus, Intoleranz, Antisemi-
tismus und Rassismus aus der Welt
zu schaffen. Lassen wir nichts un-
versucht, ein Klima zu schaffen, in
dem Inhumanität und Menschen-
verachtung keinen Nährboden
mehr haben.

Es waren gerade die Erfahrun-
gen mit dem deutschen Faschismus
und die Erkenntnisse daraus, die
dazu geführt hatten, dass der Ver-
sammlungs- und Demonstrations-
freiheit in Länderverfassungen und
Grundgesetz solch ein wichtiger
Rang gegeben wurde. Diese Rech-
te sind für die Demokratie heute so
überlebenswichtig wie damals. Die
Väter und Mütter dieser Verfassun-
gen allerdings hätten damals – nach
der Befreiung vom Faschismus –
nicht im Traum daran gedacht, dass
diese Rechte auch für die Wieder-
betätigung alter und neuer Nazis
gelten sollten.«

men. 
Länderregierungen und Bundes-

regierung könnten sofort den Weg
für ein Verbotsverfahren gegen die
NPD und deren Nachfolgeorgani-
sationen freimachen, indem sie die
V-Leute des Verfassungsschutzes
aus der Nazipartei zurückziehen.
Niemand braucht sie dort – Tag für
Tag zeigt die NPD ganz offen mit
ihrem Personal, mit ihrem öffentli-
chen Auftreten, mit ihrer Propa-
ganda, dass sie eine Nachfolgeor-
ganisation der NSDAP ist und sein
will, dass sie wie einst die NSDAP
demokratische Rechte und Freihei-
ten missbraucht, um die Demokra-
tie abzuschaffen.

Verteidigen wir – auch im Ge-
denken an die Opfer des Nazire-
gimes – die demokratischen Rech-
te und Freiheiten gegen ihre Fein-
de. Nutzen wir dazu auch die vor-
handenen juristischen Möglichkei-
ten, wohl wissend, dass dies allei-

... natürlich allen unseren »Ge-
burtstagskindern«. Sie sämt-
lich aufzuführen, würde aller-
dings den Rahmen der antifa
sprengen. Stellvertretend sei-
en deshalb hier die Kameradin-
nen und Kameraden zwischen
60 und 80 genannt, die einen
»runden« Geburtstag haben
bzw. hatten – und alle über 80.
Herzlichen Glückwunsch!

Juli: Oskar Belohlawek, Penz-
berg, 87 Jahre; Ursula Epple,
München, 60 Jahre.
August: Hilde Faul-Gerber,
Nürnberg, 93 Jahre; Dorothea
Schuh,München,70 Jahre; Wil-
helm Ostler, Lappersdorf, 65
Jahre; Jürgen Wachowiak, Mün-
chen, 65 Jahre.

Wir gratulieren ...

Redaktion: Ernst Antoni
VVN-BdA Bayern
Frauenlobstr. 24, 80337 München
Tel.: (089) 531786
Fax: (089) 5389464
E-Mail: lv-bayern@vvn-bda.de
Bitte daran denken: 
Teilt uns nach einer Änderung Eure
neuen Adressen und Bankverbindun-
gen mit.

31. Ordentliche 

Landesdelegiertenkonferenz
der VVN-BdA Bayern

Bei der Gedenkstunde in Hebertshausen: Charlotte Knobloch, Vorsitzen-
de des Deutschen Zentralrats der Juden (1. Reihe l.), neben ihr Martin Lö-
wenberg, hinter ihnen Marielouise Schultze-Jahn (Weiße Rose), Max
Mannheimer (1. Reihe, 3. v. r.), neben ihm der Präsident des Comité Inter-
national de Dachau Pieter Dietz de Loos. Bild: Hermann Offner

Im Anschluss an die Befreiungsfeier in der KZ-Gedenkstätte Dach-
au gedachten zahlreiche Menschen am ehemaligen SS-Schießplatz
Hebertshausen der dort ermordeten über 4000 sowjetischen
Kriegsgefangenen. Neben einem ehemaligen Dachau-Häftling und
einer jungen Freiwilligen der Aktion Sühnezeichen aus der Ukraine
sprach dort Max Mannheimer, Holocaust-Überlebender und Vorsit-
zender der Lagergemeinschaft Dachau. In seiner Gedenkrede nahm
er auch auf Aktuelles Bezug: 

18. und 19. Oktober 2008
im Jugendgästehaus Dachau

Roßwachtstr. 15

Tagesordnung:
Samstag, ab 10 Uhr:
Grußworte, Rechenschafts- und Kassenbericht 
des Landesvorstands, Diskussion

Samstagnachmittag:
Gastreferat: 
»Die ‚Holocaustisierung’ des Vertreibungsdiskurses«
Dr. Eva Hahn, Oldenburg.
Fortsetzung der Diskussion zu Referat und Berichten

Sonntag, ab 9 Uhr:
Antragsdiskussion, Gremienwahlen

In den meisten Kreisorganisa-
tionen der VVN-BdA Bayern ha-
ben bereits Delegiertenwahlen
für die Konferenz stattgefun-
den. Wir bitten Kreisvereinigun-
gen, die dies noch nicht getan
haben, die Namen und Adres-
sen ihrer Delegierten umge-
hend der Landesorganisation zu
melden.

Mitglieder der VVN-BdA Bayern,
die in Gegenden wohnen, in de-
nen es keine Kreisorganisation
gibt und die Interesse an einem
Delegiertenmandat haben, wer-
den gebeten, sich bis späte-
stens 1. September 2008 bei
der Landesorganisation zu mel-
den. Adresse und Telefonnum-
mer unten im Impressum.
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PPrroovvoozziieerreennddee  NNaazziiss  ––  WWiiddeerrssttaanndd  wwääcchhsstt
Einige Streiflichter aus dem bayerischen Raum
Günzburg, Weißenohe, Mün-
chen, Marktheidenfeld: Auch
nach dem NPD-Bundesparteitag
Ende Mai in Bamberg und den
vielen erfolgreichen Aktivitäten
dagegen setzen Neonazis in
Bayern ihre Provokationen fort.
Überall wehren sich Betroffene,
bilden sich Bündnisse, stellen
sich Bürgerinnen und Bürger
den Nazis entgegen. Die VVN-
BdA ist nach Kräften mit dabei.
Hier einige Streiflichter:

»7. Juni 2008: Beispielhafte Aktio-
nen der Günzburger Bürgerinnen
und Bürger gegen den, durch das
Verwaltungsgericht genehmigten
und von der Polizei hermetisch ab-
gesicherten ‘NPD-Bayerntag’:
Nach Angaben der Polizei kamen
ca. 330 Neofaschisten nach Günz-
burg. Dem Aufruf eines breiten
Bündnisses von Günzburger Orga-
nisationen und Parteien folgten
mehr als 2000 Menschen. Ein Hö-
hepunkt war eine Menschenkette
vom Mengele Mahnmal bis zum
Hofgarten an dem sich ca. 500 Bür-
gerInnen beteiligten.« (Pressemit-
teilung der VVN-BdA Augsburg).

Aus einem Bericht, der Anfang
Juni im von der »Zeit«, dem Deut-
schen Fußballbund, dem Deut-
schen Feuerwehrverband und an-
deren Verbänden und Medien initi-
ierten Online-Projekt »Netz-ge-
gen-Nazis.de« zu lesen war:

»Wenn es ein Geheimnis des
Weißenoher Widerstands gibt, der
innerhalb von fünf Tagen das gan-
ze Dorf erfasst hat, dann liegt es in
den Vorarbeiten von Wunsiedel
und Gräfenberg und in der Zusam-
menarbeit aller Gutwilligen. Man-
che Einsicht brauchte Jahre, man-
ches Einverständnis musste mit der
Zeit wachsen... Entscheidend ist
wohl die Bereitschaft, nicht etwa
den Kopf in den Sand zu stecken
und darauf zu hoffen, dass der
Spuk von alleine vergeht.« 

»Von Antifa bis CSU« war die-
ser Beitrag überschrieben, der von
den Aktivitäten gegen einen neofa-
schistischen »Frankentag« in Wei-
ßenohe Anfang Juni handelte. Er
schildert die Berührungsängste
einheimischer Konservativer vor
angeblich »linksextremen« Unter-

stützern des Anti-Nazi-Protestes,
die sich im Lauf der Vorbereitun-
gen und am Aktionstag selbst in
Luft auflösten. Zum Erfolg trugen
auch der katholische Bamberger
Erzbischof und der evangelische
Landesbischof ihr Scherflein bei.
Aber eben, so der Artikel, auch die-
se beiden: »Dominik und Nikolaus
von der Antifa werden in einer klei-
nen Talk-Runde befragt und erzäh-
len über Strukturen und Figuren
der Neonazis in der Region.«

Das in München beheimatete
antifaschistische Archiv a.i.d.a.,
dessen Recherchen für die VVN-
BdA und andere Engagierte nicht
nur in Bayern seit über einem Jahr-
zehnt wichtig sind, berichtet
(www.aida-archiv.de): 

»Rund 75 Neonazis um die
‘Freien Nationalisten München’
nahmen eine Informationsveran-
staltung des a.i.d.a.-Archivs am
Freitag, 13. Juni, im Kafe Marat
zum Anlass, um unter dem Motto
‘Linksextreme Strukturen erken-
nen! A.I.D.A.-Archiv verbieten!’
zu demonstrieren. In dem per Inter-
net und Flugblättern verbreiteten
Hetzaufruf wurden zudem die Süd-
deutsche Zeitung, einzelne Journa-
listen und der linksalternative Ra-
diosender Radio Lora diffamiert.
Laut Polizeiangaben protestierten
etwa 400 Menschen gegen den
Neonazi-Aufmarsch. Rund 300
Menschen fanden sich auf einer

Kundgebung vor dem Kafe Marat
in der Thalkirchner Straße ein. Da-
bei fand sich ein breites Spektrum
zivilgesellschaftlicher Initiativen,
politischer Parteien und Einzelper-
sonen ein, die ihre Solidarität und
Unterstützung gegenüber a.i.d.a.
und dem Kafe Marat zum Aus-
druck brachten. Als Redner auf der
Neonazi-Kundgebung an der Eck
Thalkirchner Straße/Kapuziner-
straße trat auch Karl Richter, der
Stadtrat der extrem rechten und
NPD-nahen ‘Bürgerinitiative Aus-
länderstopp München’auf. Danach
sprachen der stellvertretende baye-
rische NPD-Landesvorsitzende
Roland Wuttke sowie Philipp Has-
selbach von den ‘Freien Nationali-
sten München’. Alle drei sind füh-
rende Aktivisten der extremen
Rechten Münchens und bereits mit
dem Gesetz in Konflikt geraten.«

Im Vorfeld einer im fränkischen
Marktheidenfeld für den 13. und
14. Juni angemeldeten Naziprovo-

kation war auf der Homepage der
Gemeinde zu lesen: »‘Markthei-
denfeld ist bunt!’ Die Bürgerschaft
von Marktheidenfeld verurteilt
rechtsradikales Gedankengut und
dessen Verbreitung! Bürgermeiste-
rin und Stadtrat begrüßen aus-
drücklich, dass ein Verbot von Or-
ganisationen und Parteien, die sol-
ches propagieren, betrieben wird.
Nationalisten berufen sich auf un-
sere Grundrechte, nehmen das
Recht auf Versammlungsfreiheit
und alle anderen Rechte der Demo-
kratie in Anspruch, um sie zu be-
kämpfen. Sie verwenden die wohl-
bekannten Mittel der Einschüchte-
rung und des Angsterzeugens. Sie
benutzen dazu unsere Straßen und
Plätze. Dies nehmen wir nicht ta-
tenlos hin! Wir werden deshalb ge-
meinsam Zeichen setzen für unse-
re Überzeugungen. Die Bürger von
Marktheidenfeld stehen ein für
Weltoffenheit, Toleranz und ein
friedliches Miteinander. Auf
Transparenten und Plakaten di-
stanzieren wir uns von nationalisti-
schem Gedankengut mit der Aus-
sage: Marktheidenfeld ist bunt!
Wir bitten die Bewohner der Häu-
ser entlang der genehmigten Weg-
strecke der anreisenden Rechtsex-
tremen, mit dem Aufhängen der
Plakate in ihren Fenstern unsere
gemeinsame Ablehnung deutlich
zu machen.« Der Bitte wurde ge-
folgt. Auch Marktheidenfeld zeig-
te den Nazis die rote Karte.

In Bamberg nicht
zu übersehen:
Das Transparent
zur nonpd-Aktion. 
Bild: VVN Bamberg

Wir freuen uns immer sehr über
Spenden für die Arbeit unseres
Landesverbandes.
Unser Konto: VVN-BdABayern,
Nr. 10532-807, Postbank Mün-
chen, BLZ 700 100 80.

Spenden an die 
VVN-BdA Bayern
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Charlotte Wolf 
verstorben

Wenige Tage vor ihrem 94.
Geburtstag verstarb nach lan-
ger Krankheit am 6. Juni
2008 unsere Kameradin
Charlotte Wolf in Offenbach. 
Mitte der 1960er Jahre lernte
sie ihren späteren Mann Lud-
wig Wolf, einen Kommunisten
und ehemaligen Buchenwald-
Häftling kennen und entwik-
kelte mit ihm nicht nur eine
Lebensgemeinschaft, son-
dern auch eine politische Ge-
meinschaft. Sie setzte sich
mit großem Engagement in
der Friedensbewegung ein
und übernahm viele Jahre Ver-
antwortung für die Herausga-
be »Der Glocke vom Etters-
berg« für die ehemaligen Häft-
linge des KZ Buchenwald-Do-
ra. 
Politisch arbeitete sie in der
VVN-BdA und zeitweilig beim
Röderberg-Verlag. Charlotte
hat viele Jahre im DGB Chor
Frankfurt gesungen. Mit fünf-
undsiebzig Jahren fuhr sie
noch mit dem Fahrrad nach
Frankfurt ins Gewerkschafts-
haus, wo die Proben stattfan-
den. 
Die Trauerfeier fand am
18.Juni 2008  in Offen-
bach/Bieber statt.

Die Lagerarbeitsgemeinschaft
Buchenwald-Dora und die La-
gergemeinschaft Buchenwald-
Dora/Freundeskreis e.V. haben
in einer Broschüre alle den Ver-
anstaltern zur Verfügung ge-
stellten Redebeiträge zusam-
mengetragen. 

Hier sind die Ansprachen der
ehemaligen Häftlinge von Bu-
chenwald und anderer Wider-
standskämpfer, der Vertreter von
Opferverbänden, von Ministern
der belgischen Regierung, von
Abgeordneten des Thüringer
Landtages und von jungen Anti-
faschisten auf 36 Seiten zu fin-
den. 

Diese Broschüre eignet sich
zur Weitergabe an Teilnehmende
des Jugendtreffens ebenso gut

wie zur Verbreitung im Rahmen
der politischen Debatte um Bu-
chenwald und die Gedenkstät-
tenpolitik. Gegen eine Schutzge-
bühr und Kostenbeteiligung
kann diese Broschüre zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Lieferbar sind je 5 Exemplare
für 10 Euro und ab 10 Exempla-
re für 1,50 Euro pro Stück (Ver-
sandkosten jeweils inklusive).
Sollte ein Landesverband oder
eine Untergliederung 100 Exem-
plare bestellen, wird nur der Ge-
stehungspreis von 1,20 Euro be-
rechnet. 

Bestellungen an die Lagergemein-
schaft Buchenwald-Dora/Freundes-
kreis e.V., Eckenheimer Landstr. 93,
60318 Frankfurt/M. oder per E-Mail
an: dr.u.schneider@arcor.de

Andenken an unvergessliche Tage
Broschüre vom internationalen Jugendtreffen in Buchenwald

VOR 40 JAHREN

In einer Flut von Beiträgen in
Fernsehen und Zeitungen erfah-
ren Nachgeborene die Sicht auf
die 68er-Bewegung. Ehemalige
Akteure, Beteiligte und »Exper-
ten« debattieren über die Ursa-
chen und Wirkungen der Stu-
dentenaktionen und der außer-
parlamentarischen Bewegung. 

Manche der ehemaligen »Rebel-
len« – heute etabliert und saturiert
– verklären diese Zeit als Revoluti-
onsspielerei, extrem rechte Be-
trachter meinen hier die Wurzeln
von Terrorismus und Werteverfall
zu finden, Götz Aly verstieg sich
gar zu der These, die 68er seien ver-
gleichbar der SA in den 30er Jah-
ren eine reine Bewegung gegen das
Establishment gewesen. 

Bei solchen Legendenbildungen
gerät die antifaschistische Dimen-
sion der Proteste und Aktivitäten
der 68er Bewegung vollkommen
aus dem Blick.

Bekanntlich war nach einer kur-
zen Phase der antifaschistischen
Orientierung die BRD-Gesell-
schaft in den 50er Jahren in ihrer
politischen und ideologischen
Struktur weitgehend durch die In-

tegration ehemaliger Nazis und da-
mit verbunden dem Be- und Ver-
schweigen der Verbrechen des
deutschen Faschismus und der Be-
teiligung der großen Masse, auch
der gesellschaftlichen Eliten ge-
prägt. Für Versuche, auf unheilvol-
le Traditionen in Justiz, Verwaltung
und Wissenschaft hinzuweisen, be-
zahlten die Initiatoren oftmals ei-
nen hohen Preis – wenn sie nicht
gar durch juristische Mittel zum
Schweigen gebracht wurden. Erst
Anfang der 60er Jahre verstärkte
sich in der bundesdeutschen Ge-
sellschaft das politische Bedürfnis
der nachwachsenden Generatio-
nen, sich mit der faschistischen
Vergangenheit aktiv auseinander-
zusetzen. Die juristische Aufarbei-
tung der Verbrechen, wie im Ulmer
Einsatzgruppenprozess, beschäf-
tigte nur kurz die Öffentlichkeit,
dann war sie nur noch Thema der
antifaschistischen Kräfte der Ge-
sellschaft. Eine Wende brachte der
Frankfurter Auschwitz-Prozess,
der im Dezember 1963 im Haus
Gallus eröffnet wurde. Er erreichte
– mehr im Ausland als in der BRD
– eine hohe mediale Aufmerksam-
keit und führte zum Beginn einer

gesellschaftlichen Debatte über
den Umgang mit Tätern und Taten
in der BRD. 

Auf diesen Skandal machten
Studenten aufmerksam, die am 9.
November 1967 mit dem bekann-
ten Transparent »Unter den Talaren
Muff von 1000 Jahren« anlässlich
der Rektoratsübergabe an der Uni-
versität Hamburg demonstrierten.
Studenten waren nicht mehr bereit,
dieses Verschweigen zu akzeptie-
ren. »Mit dem Transparent wollten
wir die Hochschulen darauf stoßen,
dass sie sich bislang vor der Aufar-
beitung ihrer Rolle im ‘Dritten
Reich’ gedrückt hatten. Außerdem
war es die Zeit der außerparlamen-
tarischen Opposition gegen die er-
ste ‘Große Koalition’: Wir kämpf-
ten gegen die Notstandsgesetze,
gegen den Vietnamkrieg und für
nichts weniger als eine Umwäl-
zung der gesamten Gesellschaft«,
resümierte der verstorbene Detlev
Albers, der die Aktion durchführte. 

Studenten und ehemalige NS-
Verfolgte protestierten gegen Frei-
sprüche für Richter am Volksge-
richtshof, aber in manchen Verlaut-
barungen der Studentenbewegung
sah man darin den Ausdruck einer
faschistischen Tendenz in der
BRD. Die VVN richtete im Früh-
jahr 1968 ein Schreiben an die All-
gemeinen Studentenausschüsse:
»Wenn wir uns auch nicht mit jeder
Äußerung der studentischen Aktio-
nen identifizieren, so begrüßen wir
auf jeden Fall das kritische Enga-
gement, die illusionslose Analyse
der Zeit und der Aufgaben.«

Gemeinsam wehrte man sich ge-
gen die geplanten Notstandsgeset-
ze. Studierende, Gewerkschafter
und ehemalige Widerstandskämp-
fer waren auf den Straßen in Uni-
versitäten und Schulen in Aktion.
Mitte Mai 1968 kam es sogar zu ei-
nem Warnstreik in der Firma Meu-
ser+Co in Gründau. Am 27. Mai
demonstrieren 15 000 Menschen

auf dem Frankfurter Römerberg,
darunter Belegschaften, die ge-
schlossen die Firmen verlassen hat-
ten. All dies mündete in dem bun-
desweiten Sternmarsch gegen die
Notstandsgesetze in Bonn, an dem
auch mehrere Tausend Naziver-
folgte und Studenten aus Hessen
teilnahmen. 

Die Schüsse auf Rudi Dutschke
Ostern 1968 wurden auch in Hes-
sen gehört. Ingrid Schuster, lang-
jährige Chefredakteurin der antifa-
schistischen Wochenzeitung »Die
Tat«, berichtet davon, dass an die-
sem Tag eine Veranstaltung in der
Evangelischen Akademie in Ar-
noldshain zur neofaschistischen
Gefahr stattfand. Gemeinsam ging
man anschließend auf die Straße.

Wie ernst die Gefahr des Neofa-
schismus war, zeigte sich am 

AAnnttiiffaasscchhiissmmuuss  uunndd  ddiiee  6688eerr

(Fortsetzung auf Seite 8)

»Unter den Talaren Muff 
von 1000 Jahren«

Gegen Notstandsgesetze
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Die Liste der Gruppen und Insti-
tutionen, die zur Gedenkveran-
staltung auf dem Frankfurter
Römerberg am 75. Jahrestag
der Bücherverbrennung aufrie-
fen, ist ziemlich einmalig. Die
Antinazi-Koordination, der Bör-
senverein des Deutschen Buch-
handels, die Buchmesse Frank-
furt, die DGB-Region Frankfurt-
Rhein-Main, die Literaturstadt
Frankfurt, die Romanfabrik, die
Oberbürgermeisterin der Stadt
und die VVN-BdA fungierten als
Veranstalter.

»In Erinnerung an den von der Uni-
versitätsleitung, den Professoren
und der Studentenschaft organi-
sierten Marsch von der Universität
zum Römerberg wollen wir den
gleichen Weg gehen und für die
Freiheit des Geistes, des Wortes
und des Buches demonstrieren«,
heißt es in dem Aufruf. Auf der Ge-
denkveranstaltung am Ort der da-
maligen Bücherverbrennung erin-
nerten Sprecher an diesen barbari-
schen Akt und die Folgen. 

Horst Koch-Panzner, Organisa-
tionssekretär der DGB-Region
Frankfurt-Rhein-Main, erklärte:

Unter markigen »Feuersprüchen«
wie: »Gegen Klassenkampf und
Materialismus!«, »Gegen Deka-
denz und moralischen Verfall!«,

»Gegen Frechheit und Anmaßung,
für Achtung und Ehrfurcht vor dem
unsterblichen deutschen Volks-
geist!« und anderen vernichteten
die Nazis Bücher von Autoren, die
sie seit Jahren wegen ihrer humani-
stischen, demokratischen oder so-
zialistischen Gesinnung oder we-
gen ihrer jüdischen Herkunft be-
kämpften.

Diese Aktionen, die den Auftakt
zur geistigen Verdrängung jeder
kritischen Gesinnung aus den öf-
fentlichen Bibliotheken bildeten,
fanden nicht heimlich statt. Sie
wurden als öffentliches Schauspiel
inszeniert. Zwölf Thesen »Wider
den undeutschen Geist« verbreite-

te die »Deutsche Studentenschaft«
und Studenten und andere Hoch-
schulangehörige, darunter zahlrei-
che Bibliothekare, und sie sonder-
ten diese Literatur in den Biblio-
theken aus. Die Verbrennung selber
wurde von Aufmärschen und pro-
pagandistischen Aktionen begleitet
und fand ihren entsprechenden
Niederschlag in der örtlichen und

AAkktt  ddeerr  GGlleeiicchhsscchhaallttuunngg  ddeess  GGeeiisstteess
Kundgebung zum Jahrestag der Bücherverbrennung

Auf den Spuren der Brandstifter: Gedenkmarsch von der Frankfurter Uni-
versität zum Römerberg. Bilder: rolf

Informations-
tafel der VVN

auf dem 
Römerberg.

überregionalen Presse.
Nach diesen Aktionen – teilwei-

se sogar in vorauseilendem Gehor-
sam – beeilten sich die einschlägi-
gen Fachverbände, der Börsenver-
ein des deutschen Buchhandels
oder der Reichsverband der deut-
schen Leihbüchereien, durch ent-
sprechende Anordnungen oder
Empfehlungen die »Ausmerzung
undeutscher Literatur« systema-
tisch durchzusetzen. Auf der Liste
»des schädlichen und unerwünsch-

ten Schrifttums«, die seit 1935 re-
gelmäßig herausgegeben wurde,
fanden sich schließlich 12 400 Titel
und das Gesamtwerk von 149 Au-
toren.

Die besten Vertreter des deut-
schen Geisteslebens wurden ver-
trieben und »ausgebürgert«. Viele
von ihnen schlossen sich im Exil
den antifaschistischen Kräften an.
In ihren in den Exil-Ländern oft in
deutscher Sprache geschriebenen
Werken verarbeiteten sie ihre Er-
fahrungen mit faschistischer Ver-
folgung und Ausgrenzung. Diese
Werke wurden damit zu Zeugnis-
sen gegen die Nazi-Diktatur, in ih-
nen spiegelte sich das »andere«,
das demokratische Deutschland,
wider.

Die Verbrennung aller Werke des
deutschen fortschrittlichen Den-
kens durch Hitler kann keinen Au-
genblick vergessen machen, was

die Menschheit in der Vergangen-
heit dem geistigen Leben Deutsch-
lands zu verdanken hat. 

In den Flammen des Scheiter-
haufens auf Frankfurter Römer ist
keineswegs die Fähigkeit Deutsch-
lands, der Entwicklung der
menschlichen Kultur zu dienen,
verbrannt. Nie und nimmer sind
Hitler, Goebbels, Göring und Rust
die Vertreter des ‘wahren deut-
schen Geistes’. Deutschlands wirk-
lich große Schöpferkraft für den
kulturellen Fortschritt ist in jenen
Millionen Menschen begründet,
die von dem Hitler-Regime als an-
tifaschistische Arbeiter, Gewerk-
schafter, Wissenschaftler, Künstler
und Intellektuelle mit grausamer
Härte verfolgt und geschlagen wer-
den.

Faschismus ist keine Meinung,
sondern ein Verbrechen! 

Engagieren wir uns alle, damit
sich die Geschichte nicht wieder-
holt.

Rolf Heinemann, Vorsitzender
der VVN-BdA Frankfurt schil-
derte eine Episode der Bücher-
verbrennung:

Die Professoren und Studenten
insbesondere die deutschna-
tionalen studentischen Bur-
schenschaften – letztere gibt
es immer noch – haben damals
mit Ochsenkarren die Bücher
zum Römerberg gebracht. Eine
Zeugin der Bücherverbrennung
war Lore Wolf, 1946 Mitgründe-
rin der VVN; sie sagte hörbar:
»Hier verbrennt man den deut-
schen Geist.« Die Zuschauer
wichen zur Seite, Lore Wolf
brachte sich vorsichtshalber in
Sicherheit. Sie kam später in
Zuchthäuser, schrieb selbst
zwei Bücher und wurde Freun-
din von Anna Seghers, deren
Schriften verbrannt wurden.

Zeugin Lore Wolf

Wir bitten um Spenden für
den Landesverband Hessen!
Spendenkonto: VVN-BdA Hessen 
Postbank Frankfurt 
Kto-Nr. 49330-602 BLZ 5001006

Bücherverbrennung war 
öffentliches Schauspiel

Rede von Horst 
Koch-Panzner

Redaktion: Peter Altmann
Landesverband der VVN-BdA-Hessen,

Eckenheimer Landstr. 93,
60318 Frankfurt,

Tel. und Fax: (069) 5970524.
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Vormarsch der NPD. Dieser Partei
gelang es in diesen Monaten in
zahllose Kommunal- und Landes-
parlamente einzuziehen. Im Herbst
1968 demonstrierten junge und äl-
tere Antifaschisten mit Transparen-
ten »Duldet nicht den Geist der
Mörder im Römer« und »Fordert
Auflösung der NPD« vor dem
Frankfurter Rathaus gegen den
Einzug einer NPD-Fraktion im Rö-
mer. 

Die NPD zeigte deutlich ihre ge-
walttätige Fratze. Der Schläger-
dienst der NPD, den man als neue
SA bezeichnen konnte, inszenierte

im Juli 1969 am Frankfurter Can-
tate-Saal anlässlich einer NPD-
Wahlveranstaltung eine Prügelor-
gie. Im September 1969 schoss der
Leiter des NPD-»Ordnungsdien-
stes« anlässlich eines Funktionärs-
treffens der NPD in Kassel auf ei-
nen demonstrierenden Schüler,
nämlich Bernd Lunkewitz, später
Eigentümer des Aufbau-Verlages.
Solche Gewaltbereitschaft mobili-
sierte Antifaschisten aller Genera-
tionen, sich dem Vormarsch der
NPD – letztlich erfolgreich – ent-
gegenzustellen. 

Ulrich Schneider

Studienreisen in Vorbereitung
Fahrten nach Sachsenhausen und Terezìn geplant

Für Sonntag, den 21. September
planen die VVN-BdA-Kreisvereini-
gungen Celle, Hannover, Peine
und Braunschweig (wo auch zuge-
stiegen werden kann) eine Fahrt
zum ehemaligen KZ Sachsenhau-
sen bei Berlin. Abfahrt ist um
6.30 Uhr in Winsen, die Rückkehr
ist gegen 20.00 Uhr geplant. Die
Kosten betragen 25 Euro pro Per-
son, die auf das Konto der VVN-
BdA Peine (Konto: 27 871 375,
BLZ: 252 500 01 bei der Kreis-
sparkasse Peine) bis zum 7. Sep-
tember überwiesen sein müssen.
In Sachsenhausen wird eine Füh-
rung angeboten, anschließend be-
steht noch Gelegenheit zur selbst-
ständigen Erkundung.

Zwischen 1936 und 1945 wa-
ren in diesem KZ mehr als
200 000 Menschen aus 40 Natio-
nen inhaftiert, ein großes SS Kon-
tingent war hier stationiert. Es
diente als Ausbildungsort für KZ-
Kommandanten und für das Be-
wachungspersonal. Im August
1943 wurde eine Massenerschie-
ßungsanlage errichtet, minde-
stens 13 000 sowjetische Kriegs-
gefangene wurden ermordet. P. B.

Nähere Informationen zur Fahrt gibt es
bei Peter Baumeister, Tel. (05171)
82618 oder per E-Mail an 
baumeister.peine@t-online.de.

Wie in jedem Jahr, so führt auch
dieses Jahr der Verein zur Unter-
stützung von Theresienstadt/Te-
rezìn eine Studienfahrt durch. 

Das Besondere ist, dass wieder
Begegnungen mit Zeitzeugen
möglich sind. Im Ghetto There-
sienstadt, das Sammellager vor
dem Weg nach Auschwitz war, wur-
den jüdische Familien v.a. aus der
Tschechoslowakei zusammen ge-
pfercht. Es ist bekannt, dass deut-
schen Jüdinnen und Juden vom
NS-Regime unter dem Slogan

Sachsenhausen

Terezìn, Lidice und Prag

Lidice: Das Mahnmal der Künstlerin Marie Uchytilová entstand 1996.
Bild: Mechthild Hartung

»Der Führer schenkt den Juden ei-
ne Stadt« vorgegaukelt wurde, in
Theresienstadt gäbe es einen »Jü-
dischen Alterssitz«. Sie hatten in
Deutschland alles verkauft, um ih-
ren so genannten Alterssitz im
Voraus zu bezahlen. 

Männer, Frauen und Kinder wur-
den getrennt in den ehemaligen
Kasernen untergebracht. Einige
dieser Kinder sind heute etwa 70
bis 80 Jahre alt und stehen uns
als Überlebende von Auschwitz
und anderen KZs in Gesprächen
zur Verfügung. Neben den Führun-
gen im ehemaligen Ghetto, in der
Gestapo-Festung für politische
Gefangene und in Lidice sind es
besonders die Gespräche mit den
Überlebenden, die unersetzlich
sind – kein Buch, kein Film, kein
Bericht kann die persönliche Be-
gegnung ersetzen! M.H.

Zeit: 22. bis 28. Oktober 2008.
Kosten: 250 Euro 
Anmeldung bei: Jürgen Winkel, Belitz 9,
29482 Küsten, oder über 
www.foerdervereinterezin.de

Artikel für die antifa-Niedersachsen-
Seiten bitte bis zum 8. des Monats in
geraden Monaten an 
mtb-niedersachsen@vvn-bda.de.
VVN-BdA 
Landesvereinigung Niedersachsen 
Rolandstraße 16, 30161 Hannover,
Tel.: (0511) 331136
Fax: (0511) 3360221
E-Mail: niedersachsen@vvn-bda.de. 

Das Büro ist i. d. R. Montag bis Frei-
tag von 10.00 bis 16.00 Uhr besetzt.
Wenn Ihr weiterhin Informationen der
VVN-BdA erhalten wollt, teilt uns bitte
nach einem Umzug o.ä. Eure neue
Adresse mit. Danke!
Die Landesvereinigung freut sich über
Spenden auf das Konto mit der Nr.
7510-307 bei der Postbank Hanno-
ver, BLZ 250 100 30. 

HESSEN

Antifaschismus und die 68er
(Fortsetzung von Seite 6)

VVVVNN--DDeelleeggaattiioonn  iimm
RRaatthhaauuss  eemmppffaannggeenn

8. Mai in Dieppe:

Auch in diesem Jahr besuchte
eine vierköpfige VVN-BdA-Dele-
gation vom 7. bis 11. Mai die
Stadt Dieppe in der Normandie,
um mit den Kameradinnen und
Kameraden von FNDRIP und
ANACR, den beiden französi-
schen Verfolgten- und Wider-
standsorganisationen, den 8.
Mai 1945 als Tag der Befreiung
von Faschismus und Krieg zu
feiern. Stefan Hölzer berichtet:

Unser Besuch war diesmal auch
gleichzeitig etwas Besonderes, hat-
te doch die Liste der Vereinigten
Linken aus Sozialisten, Kommuni-
sten, Grünen und Zivilgesellschaft
»Rassemblés, Dieppe avance« (in
etwa »Vereinigt geht Dieppe vor-
an«) bei der Kommunalwahl am 9.
März im Ersten Wahlgang mit 55
Prozent der Stimmen die absolute
Mehrheit gewonnen und stellt nun
mit Sébastien Jumel von der Kom-
munistischen Partei Frankreichs
(PCF) den Bürgermeister. So über-
brachten wir die Glückwünsche der
Kameradinnen und Kameraden aus
Braunschweig und freuten uns mit
den Freundinnen und Freunden in
Dieppe. 

Im Rathaus wurden wir empfan-
gen von der für Demokratische Be-
teiligungsprozesse und Vereine zu-
ständigen Beigeordneten im Stadt-
rat. Mit Béatrice Delandre, gleich-
zeitig Vorsitzende einer großen an-
tirassistischen Organisation, und
weiteren Kamerad/innen führten
wir interessante Diskussionen über
die nächsten geplanten Projekte. 

Anlässlich des 75. Jahrestags
des Gedenkens an die in Rieseberg
bei Helmstedt am 4. Juli 1933 er-
mordeten 11 Gewerkschafter er-
warten wir den Gegenbesuch unse-
rer Kameradinnen und Kameraden
aus Dieppe vom 3. Juli abends bis
zum 7. Juli morgens, das Pro-
gramm ist in Vorbereitung.
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Am Maschsee-Nordufer wurden
am 2. Mai 1945 386 Kriegsge-
fangene und Zwangsarbeiter,
vorwiegend Bürger der UdSSR,
unter Aufsicht der Alliierten bei-
gesetzt. Sie waren Opfer einer
Mordaktion der Faschisten, bei
der auf dem Seelhorster Fried-
hof kurz vor der Befreiung insge-
samt mindestens 526 Men-
schen erschossen wurden. Das
Mahnmal, das hinter dem Grä-
berfeld nach dem Entwurf eines
sowjetischen Künstlers errich-
tet wurde, war in Hannover lan-
ge Zeit als »Russendenkmal«
verhasst.

Das Mahnmal wurde mehrmals ge-
schändet. Es wurde danach immer
wieder rekonstruiert, allerdings
ohne den Sowjetstern, der ur-
sprünglich seine Spitze bildete.
Seit 1952 gelten die Gräber als
Kriegsgräber und stehen seit 1964
unter dauerhaftem gesetzlichen
Schutz. Später übernahm die IG-
Metall die Patenschaft für die An-
lage. Zum 8. Mai, dem Tag der Be-
freiung, finden dort Gedenkstun-
den statt. 

Seit dem Jahr 2000 kommen auf
Einladung der Stadt regelmäßig
ehemalige Zwangsarbeiterinnen

und Zwangsarbeiter und Kriegsve-
teranen nach Hannover. In diesem
Jahr war es eine Delegation aus
dem sibirischen Salechard: Die
beiden Kriegsveteranen Nikolai
Schakurov und Roman Sokolov
und Klaudia Sova, die – als Kind
verschleppt – ein Zwangsarbeitsla-
ger bei Braunschweig überlebt hat-
te. Mit ihnen waren eine Schülerin
und ein Schüler gekommen.

Besondere Bedeutung erhielt
die Gedenkfeier in diesem Jahr
durch die Einweihung einer Tafel,

die von Auszubildenden des VW-
Werks erstellt worden war und die

in Text und Bild die Geschichte
dieses Ortes erklärt. 

Unterstützung fand das Projekt
durch die Stadt, die IG Metall, die
VW Coaching, den Volksbund
Deutsche Kriegsgräberfürsorge
und das deutsch-russischen Kon-

taktbüro Volga Int. Auch die Ge-
schichts-AG des 10. Jahrgangs der
Heinrich-Heine-Schule hatte sich
intensiv mit den Ereignissen von
1945 auseinandergesetzt. Dabei
wurde das Gräberfeld neu vermes-
sen und zur Feierstunde an jedem
Grab eine weiße Rose niederge-
legt. Nach Reden von Hannovers
Oberbürgemeister Stephan Weil,
Prof. Dr. Rolf Wernstedt (Volks-
bund), Reinhard Schwitzer (IG
Metall) und Nikolai Schakurow
wurden die Beteiligten im Rathaus
empfangen. 

Die russische Delegation nahm
am Abend noch an der Gedenk-
stunde am Mahnmal für das ehe-
malige Gerichtsgefängnis hinter
dem Bahnhof teil und legte dort ei-
nen Kranz nieder. Danach war sie
zu einem angeregten Meinungs-
austausch zu Gast beim Kreisvor-
stand der VVN-BdA.

Die beiden russischen Schüler
besuchten am 9. Mai die Heinrich-
Heine-Schule und nahmen dort am
Unterricht teil. Am 10. Mai wurde
das Programm der Delegation mit
einem Besuch in Buchenwald fort-
gesetzt. Kamerad Heinz Koch von
der Landesvereinigung Thüringen
bot ihr eine eindrucksvolle Füh-
rung. rwk

EErrnneeuueerruunngg  eeiinneess  MMaahhnnmmaallss
Eindrucksvolle Gedenkstunde am Maschsee

»Es war der Tag der Befreiung«
Der 8. Mai in Peine
Auch in diesem Jahr fand die
traditionelle Kranzniederlegung
zum Tag der Befreiung am 8.
Mai am Ehrenmal der VVN-Bund
der Antifaschisten im Peiner
Herzberg vor über 70 Teilneh-
mern statt. Hauptredner war der
Arbeitsdirektor der Salzgitter
Stahl, Michael Kieckbusch. Er
sagte: »Der 8. Mai war ein Tag
der Befreiung – gerade für uns
Deutsche.«

Der Tag habe uns alle befreit von
dem menschenverachtenden Sy-
stem der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft. Der Redner:
»Ich möchte mir gar nicht vorstel-
len, wie die Welt heute aussehen
würde, wenn der Zweite Weltkrieg
nicht mit einer Niederlage Hitler-

Deutschlands geendet hätte.« Wei-
ter führte er aus: »Wir dürfen den
8. Mai 1945 nicht vom 30. Januar
1933 – der Machtübernahme der
Nationalsozialisten – trennen. Wir
müssen ihn als das Ende eines Irr-
weges deutscher Geschichte erken-
nen und als Beginn der Hoffnung
auf eine bessere Zukunft. Es ist
meine feste Überzeugung, dass die
Verantwortung für einen Prozess
des Ausgleichs, des Friedens, der
Freundschaft und der Toleranz bei

jedem einzelnen der Gesellschaft
liegt, bei jeder Organisation und je-
der Gruppe, auch bei jedem Unter-

nehmen. Toleranz und Humanität
müssen stets neu erworben und
vermittelt werden.«

Daraus ergebe sich auch heute
für uns alle die Verpflichtung,
»dem Antisemitismus, dem
Rechtsextremismus und dem Ras-
sismus ebenso entschieden entge-
gen zu treten, wie den unsäglichen
Versuchen, die Geschichte des
Dritten Reiches zu relativieren.«

Zum Schluss sagte Kieckbusch:
»Wir sollten uns eine der wichtig-
sten Lehren aus unserer Geschich-
te vor Augen halten: Wir sind nicht
nur verantwortlich für das, was wir
tun, sondern auch für das, was wir
nicht tun.«

Die stellvertretende Landrätin
Doris Meyermann (Bündnis
90/Die Grünen) bezeichnete den 8.

Mai ebenfalls als Tag der Befrei-
ung und somit als guten Tag. Zuvor
hatte VVN-Kreisvorsitzender Pe-
ter Baumeister darauf hingewie-
sen, dass der 8. Mai untrennbar mit
dem 30. Januar verbunden ist. Kurz

danach wurde am 2. Mai vor 75
Jahren auch das Gewerkschaftsbü-
ro in Peine – das Volksheim – von
den Nazis besetzt. Ebenfalls fan-
den in Braunschweig und Hanno-
ver Bücherverbrennungen statt.

Musikalisch wurde die Veran-
staltung von Heinz und Reiner aus
Salzgitter umrahmt, die Lieder
vom Widerstand gegen die neona-
zistische Gefahr vortrugen. P.B.

Kranzniederlegung am Mahnmal Gerichtsgefängnis in Hannover. Bild: rwk

Gedenktafel der 
Auszubildenden

Verpflichtungen für 
das Heute

Volksheim wurde besetzt
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BBrriieeff  aann  ddeenn  MMiinniisstteerrpprräässiiddeenntteenn
Aufklärung über NS-Verbrechen der Wirtschaft erforderlich
In der kleinen südwestfälischen
Stadt Kreuztal wurde in diesen
Wochen eine bestürzende Un-
kenntnis über die Geschichte
unseres Landes an Rhein und
Ruhr deutlich. Dort ist ein Gym-
nasium nach einem Kriegsver-
brecher benannt, der minde-
stens 10 000 Zwangsarbeitern
den Tod brachte und mit der
Ausbeutung von Kriegsgefange-
nen sowie mit der Unterstüt-
zung des Nationalsozialismus
zum reichsten Mann aufstieg:
Friedrich Flick. Gegen große Wi-
derstände bemüht sich nun eine
Gruppe von Schülern und ehe-
maligen Schülern des Friedrich-
Flick-Gymnasiums, diesen Ma-
kel zu überwinden.

Diesen Vorgang nimmt die nord-
rhein-westfälische VVN-BdA in
einem Brief an den Ministerpräsi-
denten Dr. Jürgen Rüttgers zum
Anlass, Mittel für eine Aufklä-
rungsaktion zu fordern. In dem
Brief heißt es: »Die Unkenntnis
über einen bedeutenden Tatbestand
aus der Geschichte ist keinesfalls
auf Südwestfalen beschränkt. Wir
möchten Sie daher mit unserem
Projekt Spurensuche ‘Verbrechen
der Wirtschaft 1933-1945’bekannt

machen. Wie Sie wissen, wurden
1933 bis 1945 zahlreiche Vertreter
der Wirtschaft im höchsten Maße
schuldig. Von ihren Erträgen, die
sie aus Krieg und Leid der Men-
schen zogen, haben sie nur sehr
wenig in Form von Entschädigung
an die Opfer zurückgezahlt. Wis-
senschaftler haben errechnet, dass
im Jahre 2000 bei der Entschädi-
gung der Zwangsarbeiterinnen und
Zwangsarbeiter nur ein kleiner
Prozentsatz der Summe an entgan-
genem Lohn an die Überlebenden
gezahlt wurde. Gar nicht aufgear-
beitet wurde die politische und hi-
storische Schuld, die nicht in Geld

aufzuwiegen ist.« Vertreter der
Wirtschaft haben sich bisher nicht
gefunden, um ihre Geschichte wis-
senschaftlich aufzuarbeiten.

Die VVN-BdA an Rüttgers:
»Wir bitten Sie daher mitzuhelfen,
die Jugend im ganzen Land über
die Verbrechen, begangen von Ver-
tretern der deutschen Wirtschaft in
der Zeit von 1933 bis 1945, aufzu-
klären oder entsprechende Projek-
te zu fördern.« 

Ein solches Projekt beschloss
die Landesdelegiertenkonferenz
der VVN-BdA. Sie beauftragte den
Landesausschuss der VVN-BdA
NRW, eine Rallye »Spurensuche

Verbrechen der Wirtschaft 1933-
1945« auf den Weg zu bringen, um
eine Dokumentation über diese
Verbrechen allein auf dem Territo-
rium des Landes an Rhein, Ruhr
und Lippe zu schaffen. Jugend-
gruppen und Schülerinnen und
Schüler sollen aufgerufen werden,
die Informationen über die Täter zu
sammeln und zusammenzutragen,
um sie veröffentlichen zu lassen.
Daraus könnten Schriften oder
auch Exponate entstehen.

Die Landesregierung NRW wird
aufgefordert, für die Rallye »Spu-
rensuche Verbrechen der Wirt-
schaft 1933-1945« den Betrag von
200 000 Euro bereitstellt, damit
den besonders von jungen Men-
schen gesammelten Erkenntnissen
eine große Verbreitung gesichert
wird. »Es geht um die Durchfüh-
rung von Veranstaltungen und Be-
suchen vor Ort, ferner sollen Mit-
tel für die Schaffung einer Ausstel-
lung zum Thema bereitgestellt
werden.«

Ulrich Sander

Die VVN-BdA NRW arbeitet mit der bun-
desweit agierenden Initiative www.flick-
ist-kein-vorbild.de zusammen, die eine
Umbenennung des Flick-Gymnasiums in
Kreuztal verlangt. Siehe auch Seite 14.

Das höchste italienische Ge-
richt hat jetzt Deutschland zur
Entschädigung der griechischen
und italienischen NS-Opfer ver-
pflichtet. Zu diesem Erfolg ihrer
Bemühungen erklären Vertreter
der VVN-BdA: »Auch die
Zwangsarbeiterentschädigung
ab 2000 war ja völlig unzurei-
chend, da muss die Regierung
nachbessern, aber vor allem die
Konzerne müssen es.«

Während in Italien Urteile zugun-
sten der NS-Opfer gefällt wurden,
mussten deutsche Antifaschistin-
nen und Antifaschisten empört
zur Kenntnis nehmen, dass die
Parteien des Bundestages – aus-
genommen »Die Linke« – ausge-
rechnet am 8. Mai die alten Be-

schlüsse aus der Zeit des Kalten
Krieges bekräftigten. Nach diesen
Beschlüssen sollen die wegen
des KPD-Verbots von der Entschä-
digung ausgeschlossenen kom-
munistischen Widerstandskämp-
ferinnen und Widerstandskämp-
fer auch weiterhin ihrer Entschädi-
gung beraubt bleiben. Nun soll im
Herbst in Dortmund ein Treffen
dieser Opfer des Kalten Krieges
stattfinden. Denn hier wurden die
meisten Urteile der politischen Ju-
stiz gegen die ehemaligen NS-Op-
fer gesprochen. Die VVN-BdA un-
terstützt dies Treffen, das am 25.
Oktober stattfindet. 

Insgesamt geht es auch um die
Entschädigung der immer noch
»vergessenen« Opfer wie: Sowjeti-
sche und italienische Kriegsge-

fangene, italienische Militärinter-
nierte, griechische NS-Opfer, von
Entschädigung ausgeschlossene
Kommunistinnen und Kommuni-
sten und als Asoziale geächtete
KZ-Insassen. »Die Verweigerung
der Entschädigung für große Teile
der Überlebenden des Arbeiterwi-
derstandes verweist uns auch auf
die Rolle der Angehörigen der NS-
Opfer, die bis heute unter dem Ge-
schehen leiden«, heißt es in ei-
nem Beschluss des VVN-BdA-Bun-
deskongresses, mit dem eine
neue Bundesarbeitsgemein-
schaft zum Thema Entschädigung
angekündigt wird. »Die Angehöri-
gen beispielsweise der linken po-
litischen Widerstandskämpfer wa-
ren nach Aussagen der Koalitions-
sprecher ausgerechnet am 8. Mai

Angehörige von Verbrechern, mit
all den Folgen, die das für die Psy-
che hat. Auch die Kinder anderer
Opfergruppen sind betroffen.« In
Israel wurde die Forderung erho-
ben, auch die Kinder von Überle-
benden gesundheitlich zu betreu-
en. Es geht um die zweite und drit-
te Generation. Davon gibt es si-
cherlich auch viele den antifa-Le-
serinnen und -Lesern. Vielleicht
machen die ja auch in der Ent-
schädigungsarbeit der VVN-BdA
mit? –der

Redaktion: Ulrich Sander
Landesbüro der VVN-BdA NRW,

Gathe 55, 42107 Wuppertal,
Tel.: (0202) 450629

Unser Spendenkonto: Pbk Essen,
Konto 28212-435, BLZ 36010043 

Entschädigung der Opfer kein Thema von gestern
Antifaschisten planen Bundesarbeitsgemeinschaft

Ganz und gar kein Vorbild: Friedrich Flick wurde in Nürnberg zu sieben Jah-
ren Haft verurteilt. Archivbild: VVN-BdA NRW
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Bereits seit Jahren ist in Köln
und anderen Teilen Nordrhein-
Westfalens die rechte Organisa-
tion »pro Köln« oder »pro NRW«
aktiv. Sie bezeichnet sich selbst
als rechtspopulistisch und hat
enge Verbindungen zur österrei-
chischen FPÖ und dem »Vlaams
Belang« in Belgien. Wie diese,
tritt sie mit offenem Rassismus
hervor, der sich als Antiislamis-
mus tarnt und sich gegen hier
lebende Migranten richtet.

In diesem Zusammenhang lädt
»pro Köln«, deren führende Funk-
tionäre teilweise aus offen neofa-
schistischen Grupperungen (wie
den Jungen Nationaldemokraten
und der Deutschen Liga) kommen,
seit Monaten zu einem Kongress in
Köln am 19. und 20. September ge-
gen die angebliche Islamisierung
Europas ein. Erfolgreich war die
Einladung bisher insoweit, als
wichtige Protagonisten der rechten
europäischen Szene ihr folgen wol-
len: So hat der Chef des französi-

schen Front National, Jean-Marie
Le Pen, ebenso seine Teilnahme
angekündigt wie der verurteilte
Holocaust-Leugner Nick Griffin
von der britischen BNP und der
Vorsitzende der FPÖ Heinz-Chri-
stian Strache.

Gegen diesen provokaten Ver-
such, eine europäische Internatio-
nale der Rassisten zu bilden, for-
miert sich allerdings breiter inter-
nationaler Widerstand: Derzeit
mehr als 70 Gruppen und Einzel-
persönlichkeiten, darunter auch die
VVN-BdA sowie bekannte Kölner
Kabarettisten wie Jürgen Becker
und Wilfried Schmickler, rufen da-
zu auf, den angekündigten Protest
durch massenhafte Blockaden zu
verhindern. Eine »organisierte Ver-
stopfung« der Stadt soll den Rech-
ten keinen Raum lassen, ihre rassi-
stische Hetze zu verbreiten.

Ergänzt wird diese Initiative
durch einen Aufruf unter dem Titel:
»Wir stellen uns quer: Europäische
Rassisten haben in Köln keinen
Platz!«, in dem u.a. der Kölner

DGB-Vorsitzende, der Bürgermei-
ster von Brüssel, der Vorsitzende
der FIR und ehemalige belgische
Partisan Michel Vanderborght und
andere Prominete fordern: »Der
angekündigte Rassistenkongress
darf nicht stattfinden: Köln stellt
sich quer gegen Rassisten, Neona-
zis und international angekündigte
Holocaust-Leugner. Wir werden
am 19. und 20. September präsent
sein, denn Köln ist bunt, nicht
braun – und das soll auch so blei-
ben!«

Die beiden antifaschistischen
Initiativen richten sich ausdrück-
lich nicht gegeneinander sondern
sollen sich ergänzen. Sie wollen, so
heißt es, so vielen Menschen wie
möglich Gelegenheit bieten, ihren
Zorn und Widerstand zu artikulie-
ren. Gemeinsam wollen sie die an-
gekündigte Provokation in Köln
verhindern. »Setzen wir der Inter-
nationale der Rassisten unsere in-
ternationale Front der Antifaschi-
sten und Demokraten entgegen!«

Peter Trinogga

Wir waren wieder in Solingen.
Wir gedachten der fünf Frauen
und Mädchen, die vor 15 Jahren
Opfer eines fürchterlichen
Brandanschlags geworden sind.
Wir zogen mit einem Protest-
marsch durch die Klingenstadt
– Protest dagegen, dass nie
wirklich entscheidendes getan
wurde, um ein derartig rassisti-
sches Verbrechen künftig zu
verhindern. 120 weitere Men-
schen sind seitdem an rassisti-
scher Gewalt gestorben.

Doch es war auch ein Trauerzug.
Dieser Zug wurde durch eine ge-
zielte Provokation seitens einer
kleinen Gruppe türkischer Natio-
nalisten ausgerechnet vor den fünf
Kastanienbäumen, die heute in der
Baulücke an der Stelle des Brandes
für jedes der Opfer stehen, aufge-
halten. Sie formten die Finger einer
Hand zu einem Wolfskopf, das Zei-
chen der nationalistischen türki-
schen Vereinigung der ‘Grauen

Wölfe’. »Nach kurzer Rangelei
von den linken Demonstranten in
die Flucht geschlagen«, schrieb da-
zu die Rheinische Post. 

Schlagartig wurde das ganze Di-
lemma deutlich. Die faschistischen

»Grauen Wölfe« werden als Orga-
nisation hierzulande ebenso gedul-
det wie die NPD und andere. Wie
sie sind sie mittels eines V-Leute-
Systems eng mit dem Staat verbun-

Diese Meldung kommt aus Dort-
mund, bald kann sie auch aus
anderen Orten kommen. Eine
Kommandozentrale wird an ei-
nem geheimen Ort geschaffen.
In ihr sind Bundeswehr und die
Polizei integriert. Sie wird im
Rahmen der Zivilmilitärischen
Zusammenarbeit (ZMZ) der
Stadt, den Ämtern und der Feu-
erwehr in Krisen, zu denen auch
innere Unruhen (»Großschadens-
ereignisse« und »Anti-Terrormaß-
nahmen«) gehören, militärische
Kommandos geben. 

In nichtöffentlicher Sitzung hat der
Dortmunder Stadtrat diese Ein-
richtung abgesegnet. Nimmt man
noch ältere Meldungen aus der
WR und aus den Bundeswehrme-
dien hinzu, so ergibt sich dieses
Bild: Auf kommunaler Ebene wer-
den Bundeswehrreservisten, Feu-
erwehr sowie Technisches Hilfs-
werk koordiniert. Reservisten –
darunter bewaffnete Feldpolizi-
sten – können in kürzester Zeit in
großer Zahl mobilisiert werden. In
Dortmund leitet ein Oberstleut-
nant, im Zivilberuf Pfarrer und Kli-
nikseelsorger, die »ehrenamtli-
che« Reserve-Territorialarmee. 

Die Territorialarmee auf Lan-
desebene ist ständig hauptamt-
lich besetzt. In Kreisen, Städten
und Regierungsbezirken können
sie laut Bundeswehr-Website und
Bundeswehrzeitschrift »Y« blitzar-
tig auf Stabselemente aus dem
Reservistenkader – das sind rund
eine Million Soldatinnen und Sol-
daten bundesweit – zurückgrei-
fen. Die VVN-BdA hat nach den er-
sten Veröffentlichungen der Pläne
zur Inneren Militarisierung durch
ZMZ und Terrorismusabwehrzen-
tren dagegen gewarnt und auf die
geschichtlichen Erfahrungen mit
integrierten Polizei-, Geheim-
dienst- und Heereseinrichtungen
(Gestapo, Reichswehr, Freikorps
etc.) hingewiesen. »Die Tatsache,
dass die Pläne für Notstands- und
Krisenmaßnahmen und -einrich-
tungen derart geheim vorangetrie-
ben werden und schon heimlich
Fakten geschaffen wurden, müs-
sen alle Demokraten aufs Höch-
ste alarmieren«, erklärte ein VVN-
BdA-Sprecher. –der

KKoommmmaannddoozzeennttrreenn
ffüürr  EEiinnssaattzz  iimm  IInnnneerrnn  

Bundeswehr in KommunenDDiiee  SScchhuulldd  ddeess  VV--LLeeuuttee--SSyysstteemmss
Erinnerung an den Solinger Brandanschlag

Protest gegen Rassistenkongress
FIR und VVN-BdA unter den Aufrufern

Protest- und Trauerkundgebung am Ort des Solinger Brandanschlages.
Für die VVN-BdA sprach Landessprecherin Ulrike Düwel. Bild: trasa

(Fortsetzung auf Seite 14)



NORDRHEIN-WESTFALEN
AUS DEN LANDESVEREINIGUNGEN UND MITGLIEDSVERBÄNDEN

BEILAGE · JULI/AUGUST 2008 12 antifa

den. Der Historiker Stefan Strack
berichtete in seiner Ansprache über
das System des »tiefen Staates« in
der Türkei, das mit V-Leuten aus
Militär und Polizei sowie Gemein-
diensten verbrecherisch operiert,
sich faschistische Gruppen wie die
Grauen Wölfe zunutze macht.
Auch in Solingen haben V-Leute
operiert und mit einer Kampfsport-
schule die rassistischen jungen
Mörder trainiert. »Betriebsunfall«
des Staatsschutzes nannte man den
Brandanschlag später. Das V-Leu-
tesystem blieb erhalten – bis heute. 

Auch Innenminister Wolfgang
Schäuble war Tags zuvor in Solin-
gen. Natürlich verlor er in seiner
Gedenkrede kein Wort über das
mörderische V-Leutesystem, nann-
te nicht die Neonazis beim Namen,
kannte nur den Begriff »Extremi-
sten«. Er warb für den Überwa-
chungsstaat, der gleichzeitig Nazis
gewähren lässt: Ohne Sicherheit
mittels »Polizeipräsenz« und »al-
len Mitteln der technischen Kon-
trolle« gäbe es keine Freiheit. 

So bleibt nur der Aufruf von Ver-
di-Regionalvorsitzendem Wolf-
gang Zimmermann als Lösung für
uns übrig: Auf die Straße gehen, die
Menschen mobilisieren, bis die
rechte Gewalt eingedämmt ist, und
dafür sei auch das NPD-Verbot ein
Schritt in die richtige Richtung. 

-der

Die Schuld des Systems
(Fortsetzung von Seite 13)

Johann (Hans) Tefke †

Johann Tefke, Ehrenvorsitzen-
der der Solinger VVN-BdA und
wohl letzter aktiver Wider-
standskämpfer in Solingen, ist
am 26. Mai 2008 im Alter von
95 Jahren verstorben.

Johann Tefke wurde am 23. Ja-
nuar 1913 in Gerresheim bei
Düsseldorf als Kind einer Arbei-
terfamilie geboren. Er wuchs mit
mehreren Geschwistern auf.
Während seiner Lehrzeit als Dre-
her trat er in den Kommunisti-
schen Jugendverband ein. Mit
dem Machtantritt der Nazis in
Düsseldorf geriet Johann Tefke
in das Visier der Nazis, weil er
mit seiner KJVD-Guppe aktiven
Widerstand leistete.

Im Februar 1935, kurz nach
seinem 22. Geburtstag, wurde
er das erste Mal von der Gesta-
po verhaftet. Er wurde schwer
misshandelt. Er dachte oft: »Das
überlebst du nicht.« 

Im bekannten »Gerresheimer
Prozess« wurde Johann Tefke zu
zwei Jahren und zehn Monaten
Zuchthaus verurteilt. 1937, ei-
nen Tag vor Heiligabend, wurde
er entlassen.

Danach arbeitete er in mehre-
ren Industriebetrieben in Düssel-
dorf als Dreher. Trotz »Wehrun-
würdigkeit« wurde er Ende 1942

zu einem Strafbatallion eingezo-
gen und in Nordafrika einge-
setzt. Im Mai 1943 geriet er in
amerikanische Kriegsgefangen-
schaft und wurde in den USA bis
August 1946 in einem »Antinazi-
camp« interniert. Nach seiner
Entlassung zog Johann Tefke
nach Solingen.

Lange Jahre arbeitete er als
Dreher und war aktiver Gewerk-
schafter der IG Metall. Seine po-
litische Überzeugung hat Johann
Tefke nie verleugnet. Er enga-
gierte sich zuerst in der VVN-BdA
später dann auch in der DKP. Er
hatte einen besonderen Humor
und nannte die Dinge stets bei
ihrem Namen. So konnte er mit
einer kurzen Bemerkung den
Kern der Sache treffen. Wenn
ihm ein Anliegen wichtig war, ver-
folgte er es beharrlich. 

Johann Tefke ist in Solingen
wegen seiner antifaschistischen
Arbeit bekannt. Als es seine Ge-
sundheit noch erlaubte ging er
als Zeitzeuge in Solinger Schu-
len und zu Jugendlichen. Er ent-
wickelte mit anderen Mitstrei-
tern die alternative Stadtrund-
fahrt zu den Gedenkstätten der
Opfer der Nazidiktatur in Solin-
gen. Der Kampf gegen die alten
und neuen Nazis wurde ihm zur
Lebensaufgabe.

Freitag, 1. August
Erinnerung an die Hinrichtung
von August Lütgens, Walter
Möller, Bruno Tesch und Karl
Wolf am 1. August 1933

Musik: Troubadoura und Ulrike
Johannsen
Moderation: Detlef Baade
Es sprechen: Cornelia Kerth
(VVN-BdA), Herr Cassel (Amtsge-
richtspräsident i.R. [angefragt]),
Erhard Pumm, (DGB-Vorsitzen-
der), Kersten Albers, (Stellv. Be-
zirksamtsleiter).
Rolf Becker rezitiert den Ab-
schiedsbrief von Bruno Tesch
und das Grußwort »Wider das

Hamburger Termine im August und September 2008

HAMBURG

Vergessen« von Berthold Brecht
17 Uhr, ehem. »Weiberhof« hinter
dem Amtsgericht Altona

Samstag, 2. August
Sommerfest in Heideruh

Abfahrt: 13 Uhr, gegenüber Bahn-
hof Dammtor, 13.15 Uhr ab
Helmsmuseum, Knoopstraße,
Harburg. Rückfahrt ab Heideruh
ungefähr 21 Uhr.
Kosten: 6 Euro Fahrt, 12 Euro Kaf-
fee und Grillbuffet

Sonntag, 31. August
Grillfest im Vorgarten am VVN-
Büro

Die Gruppe Pepperoni spielt un-
sere Lieder zum Mitsingen.
Anmeldungen erbeten bis 20.
August (Spontaneität in gerin-
gem Ausmaß möglich!)
15 bis 18 Uhr, Hein-Hoyer-Str. 41

Sonntag, 14. September
Internationaler Gedenktag für
die Opfer von Faschismus und
Krieg

Es spricht Claudia Hohefeld.
Musik: Rotdorn.
Bitte bringt möglichst viele Blu-
men mit!
11 h, Ehrenhain Hamburger Wi-
derstandskämpfer

FFlliicckk--GGyymmnnaassiiuumm::
SScchhüülleerr  ffoorrddeerrnn  
aannddeerreenn  NNaammeenn

Kreuztal/Südwestfalen:

Ehemalige und heutige Schüler
des Friedrich Flick-Gymnasiums
sowie ausländische Zeitzeugen
fordern die Umbenennung der
Kreuztaler Schulel. Sie organi-
sieren eine Petitionskampagne
an den Bürgermeister. Auch Un-
terschriften von außerhalb sind
erwünscht In der Petition heißt
es:

Sehr geehrter Bürgermeister Bier-
mann, seit fast 40 Jahren besteht in
ihrer Stadt ein Gymnasium, be-
nannt nach dem deutschen Indu-
striellen Friedrich Flick. Flick war
reichster Deutscher, hat zahlreiche
Auszeichnungen erhalten und ist
unter anderem Ehrenbürger Ihrer
Stadt.

All diese Auszeichnungen kön-
nen jedoch nicht über die Schatten-
seiten in Flicks Biografie hinweg-
täuschen: Sowohl in der Weimarer
Republik als auch in der jungen
Bundesrepublik hat er seinen Er-
folg dem rücksichtslosen Streben
nach Profit zu verdanken. Flick hat
die Gewinne eingestrichen, wäh-
rend er Verluste so gut es eben ging
auf die Öffentlichkeit abgewälzt
hat.

Am schwersten wiegen jedoch
seine Taten im »Dritten Reich«:
Flick hat die NSDAP mit Spenden
unterstützt, hat an der Enteignung
jüdischer Unternehmer mitge-
wirkt, er war Mitglied im Freun-
deskreis Reichsführer-SS und in-
formiert über KZs und die Kriegs-
pläne Adolf Hitlers, denn er sollte
die Nazis mit Waffen und Rü-
stungsgütern versorgen. Flick hat,
wie viele Industrielle, Zwangsar-
beiter zu menschenunwürdiger Ar-
beit gezwungen. Geschätzt wird,
dass 10 000 diese Schinderei mit
dem Leben bezahlt haben. Über die
Zustände und die Todesangst sei-
ner Zwangsarbeiter war er gut in-
formiert. Flick ist nach dem Krieg
als Kriegsverbrecher wegen Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit
verurteilt worden. (...) 

Flick ist kein Vorbild und so for-
dere ich Sie auf, sich für eine Um-
benennung des städtischen Fried-
rich-Flick-Gymnasiums stark zu
machen!
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Mit 10 000 Teilnehmerinnen
und Teilnehmern ist der Protest
gegen den Naziaufmarsch in
Barmbek zur größten antifaschi-
stischen Veranstaltung seit
über einem Jahrzehnt in Ham-
burg geworden. »Mit so vielen
Leuten haben wir nicht gerech-
net«, erklärte der Sprecher des
Hamburger Bündnisses gegen
Rechts.

Erinnern wir uns: Für den 1. Mai
mobilisierten NPD und »Freie Na-
tionalisten« bundesweit nach
Hamburg-Barmbek, um den inter-
nationalen Kampftag im Sinne ih-
res nationalsozialistischen Vorbil-
des zum »Tag der nationalen Ar-
beit« umzudeuten. Gemessen an
der Außenwirkung war der Auf-
marsch für die Neonazis ein Fias-
ko – in der Berichterstattung domi-
nierten die Protestaktionen und die
Nazis konnten weder auf der ihnen
zugesagten Route noch zur ange-
meldeten Uhrzeit marschieren. Et-
wa 200 Nazis erreichten erst gar
nicht die Auftaktkundgebung,
denn auf den Gleisen der S-Bahn
brannten Barrikaden. Folge: Der
Strom wurde abgestellt. Die Neo-
nazis verharrten Stunden am Aus-
gangspunkt, bevor sie mit einem
massiven Polizeieinsatz und auf
stark verkürzter Strecke den Rück-
weg antraten. Während die Polizei
am U/S-Bahnhof Ohlsdorf bemüht
war, die Nazis schnellstmöglich in
die Bahn zu bringen, wussten die-
se noch nicht, dass alle ihre Reise-
busse bereits Glasbruch erlitten
hatten – und bereits auf dem Heim-
weg waren.

Im wahrhaften Sinn des Wortes
»auf der anderen Seite« der Gleise
blockierten über 10 000 Menschen
die Route der Nazis. Unter dem
Motto »Barmbek nimmt Platz«
blieb die Demo nach einigen hun-
dert Metern einfach auf der Straße

stehen und sorgte zusammen mit
vielen ermutigten Anwohnern da-
für, dass für die Nazis kein Durch-
kommen war. Die enorme Reso-
nanz, die den Antifaschisten im
Vorfeld und während der Demon-
stration in diesem wenig alternati-
ven, jedoch stark migrantisch ge-
prägten Stadtteil entgegen ge-
bracht wurde, ist in der Auswer-
tung des »Hamburger Bündnis ge-
gen Rechts« denn auch die zentra-
le Erfahrung, an die es in Zukunft
anzuknüpfen gilt. In nahezu jedem
Geschäft auf der Fuhlsbütteler
Straße hingen die Plakate der In-
itiative »Barmbek sagt Nein zu
Neonazis«, unterzeichnet von 43
Sozialkulturellen Einrichtungen
und Geschäften aus dem Stadtteil.
»Besonders gefreut hat mich, dass
sich so viele Menschen aus Barm-
bek den Protesten angeschlossen
haben«, erklärte Rainer Hanno, Pa-
stor an der Auferstehungskirche.
Dort, und in weiteren acht Kirchen
läuteten Punkt 14 Uhr die Glocke
als Zeichen des gemeinsamen Pro-
testes. Barmbek war in Volksfest-
stimmung und den gesamten Tag
über auf den Beinen. So war es
über Stunden der Polizei nicht
möglich, die Nazis vom S-Bahnhof
Alte Wöhr gegen den Protest vieler
tausend Demonstranten loslaufen
zu lassen.

Ebenfalls neu, wenn auch auf
der negativen Seite der Bilanz, war

das militante Auftreten der so ge-
nannten »Autonomen Nationali-
sten«. Während diese Spielart des
Neonazismus vor allem in den öst-
lichen Bundesländern sowie in

NRW Zulauf erhält, ist der so ge-
nannte »schwarze Block« in der
Hansestadt erstmalig derart offen-
siv und zahlenmäßig stark in Er-
scheinung getreten. Hier feiert man
den eigentlich verhinderten
Marsch »als Erfolg« und das nicht
nur als Schönfärberei. Aus der
Sicht der Organisatoren besteht der
Erfolg drin, dass sich erhebliche
Teile der Nazidemo an organisier-
ten Angriffen auf Gegendemonst-
ranten und Journalisten beteiligten
und dabei Polizeiketten durchbra-
chen. Die Naziszene bejubelt die-
sen Bruch mit der in den letzten
zehn Jahren erzwungenen Zurück-
haltung bei Demonstrationen als
Fanal. Ausgehend von der bundes-
weiten Verbotsstrategie gegenüber
Nazidemonstrationen in den
1980er und 1990er Jahren, die mit
Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung begründet
wurde, starteten die Freien Kame-
radschaften ab 1997 eine regel-
rechte »Demokampagne«. 

Unterstützt durch eine geschick-
te juristische Klagestrategie insbe-

sondere der Hamburger Nazikader
Christian Worch und Jürgen Rie-
ger, kassierte das Bundesverfas-
sungsgericht mehrfach die be-
schränkenden Auflagen, was zu ei-
nem Strategiewechsel bei Polizei
und Versammlungsbehörden führ-
te. Seit Anfang des Jahrzehntes
stellen sich die Versammlungsbe-
hörden der Länder nach der Lesart
des so genannten »Bull-Gutach-
tens« auf den Standpunkt, das sich
Nazis auf ihren Demonstrationen
an die Auflagen halten, während
antifaschistische Proteste zuneh-
mend nicht mehr als »Meinungsäu-
ßerung«, sondern vor allem als
»Störpotential« und rechtlich un-
zulässige »Gegenveranstaltung«
gewertet werden. Im Jahr 2008,
nachdem das Verbot der NPD zu
den Akten gelegt wurde und Nazi-
demonstrationen zum bundesdeut-
schen Alltag gehören, erscheint
den Nazis die legalistische Selbst-
beschränkung nicht mehr notwen-
dig. Unter der Selbstbezeichnung
Autonome Nationalisten formiert
in diesem Freiraum seit knapp 10
Jahren eine extrem gewaltorien-
tierte und aktivistische Strömung,
die zudem sich die Symbol- und
Erlebniswelt der autonomen anti-
faschistischen Bewegung angeeig-
net hat. 

Was bleibt nach dem 1. Mai als
Erfahrung zurück?  Zunächst ist
das bereits oben angedeutete zarte
Pflänzchen der antifaschistischen
Eigeninitiative im Stadtteil zu un-
terstützen und zu pflegen und da-
mit auch das eigene Selbstver-
ständnis über die begrenzten Poli-
tikformen und die Begrenzung auf
die Szeneviertel zu überwinden.
Zum anderen ist es hier zum ersten
Mal seit vielen Jahren wieder ge-
lungen, ein politisch breit aufge-
stelltes Bündnis – angefangen von
Gliederungen der SPD, der GAL,
der Linkspartei sowie der Gewerk-
schaften, über soziokulturellen
Einrichtungen und Anwohnerin-
itiativen bis hin zur autonomen und
unabhängigen Antifa – einver-
nehmlich und mit verbindlichen
Absprachen auf die Beine zu stel-
len. Und die Nachbereitung zeigt,
dass sich alle Beteiligten bei aller

DDeerr  11..  MMaaii  iinn  HHaammbbuurrgg
Ein großer Erfolg der antifaschistischen Bewegung

Redaktion: W. Siede 
Nächster Redaktionsschluss ist
Samstag, der 16. August. 
Zuschriften bitte an die 
Landesgeschäftsstelle VVN-BdA
Landesvereinigung Hamburg
Hein-Hoyer-Str. 41, 20359 Hamburg,
Tel.: (040) 314254
E-Mail: vvn-bda.hh@t-online.de

Brutale Nazis griffen an

(Fortsetzung auf Seite 14)

In Barmbek hatten die Nazis nichts zu bestellen. 10 000 Demonstranten
setzten ein Zeichen gegen Rechts. Bild: VVN-BdA Hamburg
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Höchstrichterliche Entscheidung
Verbot der Versammlung zum »Heß-Gedenken« war rechtmäßig
Das Bundesverwaltungsgericht
in Leipzig hat am 25. Juni ent-
schieden, dass das Verbot der
Versammlung mit dem Thema
»Gedenken an Rudolf Heß« an
dessen Begräbnisort Wunsie-
del/Fichtelgebirge im Jahr
2005 rechtmäßig war. Mit die-
sem höchstrichterlichen Urteil
wird die Behauptung der bayeri-
schen Landesregierung wider-
legt, man müsse das Versamm-
lungsrecht für alle einschrän-
ken, um damit die Nazis zu tref-
fen. Die vorhandenen Gesetze
reichen aus, um den Nazis das
Versammlungsrecht zu bestrei-
ten. (BVerwG 6 C 21.07)

Das ursprüngliche Verbot war in
erster Linie darauf gestützt wor-
den, dass bei Durchführung der
Versammlung mit Verstößen ge-
gen § 130 Abs. 4 StGB (Volksver-
hetzung) zu rechnen sei. Die da-
gegen gerichtete Klage der Nazis
war vor dem Verwaltungsgericht
und dem Verwaltungsgerichtshof
erfolglos. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat die Revision des
rechten Klägers zurückgewiesen. 

Das höchste Verwaltungsge-
richt wies auf den Wortlaut von §
130 Abs. 4 StGB hin: »Mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder
mit Geldstrafe wird bestraft, wer

öffentlich oder in einer Versamm-
lung den öffentlichen Frieden in ei-
ner die Würde der Opfer verletzen-
den Weise dadurch stört, dass er
die nationalsozialistische Gewalt-
und Willkürherrschaft billigt, ver-
herrlicht oder rechtfertigt.« 

Das Bundesverwaltungsgericht
bejahte die Verfassungsmäßig-
keit dieser Bestimmung. Sie greift
zwar in den Schutzbereich der in
Art. 5 Abs. 1 GG grundrechtlich ge-
währleisteten Meinungsfreiheit
ein. Der Eingriff ist jedoch gerecht-
fertigt, weil die Strafrechtsnorm
die Meinungsfreiheit in zulässiger
Weise, nämlich zum Schutz des
öffentlichen Friedens und der
Menschenwürde der Opfer und ih-
rer Nachkommen, einschränkt. 

Die Versammlungsbehörde hat
beim Erlass der angefochtenen
Verfügung zutreffend mit Verstö-
ßen der Versammlungsteilnehmer
gegen § 130 Abs. 4 StGB gerech-
net, die sie durch das Versamm-
lungsverbot rechtmäßig verhin-
dert hat, stellten die Leipziger
Richter fest. Weiter wird betont:
»Mit an Gewissheit grenzender
Wahrscheinlichkeit wären die die

nationalsozialistische Gewalt-
und Willkürherrschaft kennzeich-
nenden schweren Menschen-
rechtsverletzungen gebilligt wor-
den. Im Rahmen der Veranstal-
tung wäre die Person Rudolf Heß
in einer besonderen Weise positiv
bewertet worden. Dies ergibt sich
aus Äußerungen im Zusammen-
hang mit der streitigen Veranstal-
tung und entsprechenden Ver-
sammlungen, die in den Vorjahren
jeweils anlässlich des Todestags
von Rudolf Heß stattgefunden hat-
ten. Eine positive Bewertung
kommt bereits in dem Motto der
Veranstaltung zum Ausdruck (‘Ru-
dolf Heß: Seine Ehre galt ihm
mehr als die Freiheit’).« Rudolf
Heß werde als »Märtyrer« bezeich-
net, der »uns und der Welt ein Bei-
spiel unbeugsamer Treue bis in
den Tod« gegeben hätte. Er werde
als Person mit Vorbildfunktion dar-
gestellt. Damit beschränke sich
die Glorifizierung nicht auf Teilas-
pekte seiner Person oder seines
Handelns. Als »Stellvertreter des
Führers« war Rudolf Heß ein expo-
nierter Repräsentant und Akteur
des NS-Regimes, stellt das Bun-
desgericht fest. Indem dargelegt
wird, Rudolf Heß sei als Stellver-
treter Adolf Hitlers im Mai 1941
nach Großbritannien geflogen, um
dort Friedensverhandlungen zu

führen, wird er als ein treuer Ge-
folgsmann Hitlers vorgestellt und
darüber hinaus das nationalsozia-
listische System insgesamt als
friedenswillig verharmlost. Bei der
gebotenen Würdigung aller ein-
schlägigen Äußerungen in ihrer
Gesamtheit drängt es sich auf,
dass die Glorifizierung der Person
Rudolf Heß als Billigung des natio-
nalsozialistischen Regimes in al-
len seinen Erscheinungsformen
und damit auch als Gutheißen der
von diesem Regime ausgeübten
Gewalt- und Willkürherrschaft
wahrgenommen worden wäre. Da-
für komme es nicht darauf an, ob
die Menschenrechtsverletzungen
ausdrücklich gebilligt worden wä-
ren; vielmehr reiche nach § 130
Abs. 4 StGB eine zwar verdeckte,
aber gleichwohl – wie hier – für ei-
nen mit den Gesamtumständen
vertrauten Beobachter klar er-
kennbare, einschränkungslose
Billigung des nationalsozialisti-
schen Regimes aus. 

Mit der Billigung der nationalso-
zialistischen Gewalt- und Willkür-
herrschaft wäre zudem eine Ver-
letzung der Würde der Opfer die-
ser Herrschaft verbunden gewe-
sen. Denn in der Billigung der ver-
brecherischen Untaten des Re-
gimes, insbesondere der men-
schenverachtenden Verfolgung
und Ermordung von Millionen Ju-
den aus rassischen Gründen, liegt
zugleich ein Angriff gegen die Men-
schenwürde sowohl der getöteten
als auch der überlebenden Opfer. 

Propaganda für 
NS-Gewaltregime verboten

Unter dem Titel »Die gelbe Hand
2008« hat der DGB einen Wettbe-
werb ausgeschrieben. Er richtet
sich an Berufsschulen, Ausbil-
dungsbetriebe und Verwaltungen
und ruft dazu auf, Beiträge gegen
Rechtsextremismus und Rassis-
mus zu entwickeln. Die besten Pro-
jekte werden mit Geld- und Sach-
preisen ausgezeichnet. Auf einer
Aktions-Website bietet der DGB
inhaltliche Unterstützung an. Für
Rückfragen steht Anne Marxen
gerne unter (0211) 4301-193 oder
unter info@gelbehand.de zur Ver-
fügung.

www.gelbehand.de/wettbewerb

DDGGBB--AAkkttiioonn  22000088::
»»DDiiee  ggeellbbee  HHaanndd««

Aufruf zum Wettbewerb

Verschiedenheit in Zielen und Mit-
teln auf die Absprachen verlassen
konnten. So ging zu keinem Zeit-
punkt von der Demonstration ir-
gendeine Eskalation aus, im Ge-
genteil! 

Das Agieren der DGB-Führung,
die ihre bereits angemeldete De-
monstration verlegte, um eine
mögliche Konfrontation mit den
Nazis zu vermeiden, führte zu hit-
zigen Debatten in den Gremien und
dazu, dass engagierte Gewerk-

schaftler in besonderem Maße die
Aktionen des Hamburger Bündnis-
ses gegen Rechts unterstützten.
Vielleicht war es dieser besonderen
Konstellation zu verdanken, dass
sich die Autonome Antifa dazu ver-
anlasst sah, deutlich stärker als in
den vergangenen Jahren Rücksicht
auf die Interessen eines breiten
Bündnisses zu nehmen.

Die direkten Aktionsformen
»der Autonomen« auf der anderen
Seite entlockten dem einen oder
anderen Gewerkschaftler den ei-
nen oder anderen klammheimli-
chen Lacher. Auf sich alleine ge-
stellt hätten diese Aktionsformen
aber nicht ausgereicht, den Auf-
marsch in die Schranken zu wei-
sen. Zudem lauert hier die Gefahr,
dass die wachsende Gewaltbereit-

schaft der Nazis im Sinne einer fal-
schen und verkürzten Strategie ein-
fach in Gegengewalt umgemünzt
wird. Politische Verantwortlichkeit
heißt dann eben auch, dafür Sorge
zu tragen, dass das eigene Handeln
vermittelbar bleibt und dass Unbe-
teiligte nicht zu Schaden kommen.

So ereignete sich neben vielen
zielgerichteten Aktionsformen lei-
der auch das fatale Anzünden eines
Reifenlagers an der Bramfelder
Straße. 3000 Reifen gingen auf
dem Gelände in Flammen auf. Der
Reifenhändler Jean-Paul Toupka
(47) hatte viele Tausende Euro in-
vestiert und wollte die Altreifen ex-
portieren. Die Ware war nicht ver-
sichert, Toupka steht vor dem fi-
nanziellen Ruin. 

Wolfram Siede

HAMBURG

1. Mai in Hamburg
(Fortsetzung von Seite 13)

Klärungsbedarf in den 
Gewerkschaften


